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Vorwort
Unser neuer Zweijahresbericht zeigt eine Auswahl be-
deutender Projekte aus dem ständig wachsenden Auf-
gabenbereich der Landesumweltanwaltschaft Salzburg. 
Von einer neuen ansprechenden Homepage bis hin zu gro-
ßen Umweltverträglichkeitsprüfungen, von den täglichen 
telefonischen Beratungen bis hin zu abendlichen Bürger-
versammlungen, von Beratungen mit Gemeindevertretern 
und Bürgermeistern bis zu Gesprächen mit Bundesminis-
tern spannt sich der Bogen unseres Einsatzes.

Es sind viele kleine und große Verbesserungen für die Um-
welt, für die Natur oder das Zusammenleben gelungen. Wir haben Fehlentwicklun-
gen aufgezeigt, hochwertige Gebiete gerettet und betroffene Anrainer unterstützt. 
Das kleine Team ist hoch motiviert, einsatzfreudig und praxisorientiert. Sollen wir 
jedoch weitere Aufgaben übernehmen, brauchen wir Verstärkung. 

Der Verkehr ist einer dieser Schwerpunkte mit ständig steigender Aktualität, mit 
zahlreichen Projekten und vielen Betroffenen. Der internationalen und nationalen 
Politik ist es bis heute nicht gelungen, der zunehmenden Umweltbelastung durch 
den weiter rasant ansteigenden Verkehr wirksame Strategien entgegenzusetzen. 
Der Transport ist zu billig. Unsere Produktionsstätten werden in Billiglohnländer 
mit schlechteren Umweltstandards verlagert. Österreichs Städte mussten inzwi-
schen zu Sanierungsgebieten nach dem Immissionsschutzgesetz Luft erklärt 
werden. In den engen Gebirgstälern kommt eine unzumutbare Lärmbelästigung 
hinzu. Wenn auch noch die Wegekosten von der Europäischen Union herabgesetzt 
werden, sind Umweltentlastungsmaßnahmen nicht finanzierbar.

Die Landesumweltanwaltschaft Salzburg wird auch in den kommenden Jahren die 
Interessen der betroffenen Menschen, der belasteten Umwelt und der Tiere und 
Pflanzen mit vollem Einsatz vertreten.

Dr. Wolfgang Wiener

Landesumweltanwalt von Salzburg

 

Vorwort
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Das Team der LUA und die betreuten 
Fachbereiche

Dr. Wolfgang Wiener, Landesumweltanwalt
Biologe
Arbeitsschwerpunkte: Umweltschutz, Naturschutz, Wasserbau, Landwirtschaft, 
Verkehr, Energie, Großverfahren

Beschäftigungsausmaß: 40 Wochenstunden

Dr. Brigitte Peer, Stellvertreterin
Biologin, Juristin
Arbeitsschwerpunkte: Rohstoffabbau, Straßen- und Wegebau, Golfplätze, Umwelt-
verträglichkeitsprüfungen, Mediationsverfahren

Beschäftigungsausmaß: 40 Wochenstunden

Mag. Michaela Rohrauer
Juristin
Arbeitsschwerpunkte: Naturschutzrecht, Mobilfunk/GSM, Schierschließungen, 
Raumordnung, Umweltverträglichkeitsprüfungen, EU-Recht

Beschäftigungsausmaß: 20 Wochenstunden

Mag. Sabine Werner
Biologin
Arbeitsschwerpunkte: Zoologie, Tier- und Artenschutz, Jagd, Fischerei, EU-Recht, 
Wegebau, Outdoor-Sport

Beschäftigungsausmaß: 30 Wochenstunden (karenziert seit 25. Juli 2003)

Dr. Heike Randl
Juristin
Arbeitsschwerpunkte: Europarecht, Umweltverträglichkeitsprüfungen, Natur-, Tier- 
und Artenschutzrecht, Motorsport, Redaktion der LUA-Publikationen, Homepage

Beschäftigungsausmaß: 30 Wochenstunden
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Dr. Doris Traweger
Biologin
Arbeitsschwerpunkte: Zoologie, Tier- und Artenschutz, Jagd, Fischerei, Wegebau, 
Outdoorsport

Beschäftigungsausmaß: 30 Wochenstunden

Nina Leitner
Sekretärin
Arbeitsschwerpunkte: Aktenverwaltung, Terminkoordination, Telefonzentrale, 
Buchhaltung, Bibliothek, Personalangelegenheiten

Beschäftigungsausmaß: 30 Wochenstunden

Ingrid Liedtke
Sekretärin
Arbeitsschwerpunkte: Aktenverwaltung, Terminkoordination, Telefonzentrale, Bi-
bliothek

Beschäftigungsausmaß: 10 Wochenstunden

(v.l.n.r.) Wolfgang Wiener, Michaela Rohrauer, Doris Traweger, Sabine Werner, Heike Randl, Nina Leitner, Brigitte Peer



Tätigkeitsbericht 2002/2003

4

Personelles

5

Neu im Team der LUA

Dr. Doris Traweger stellt sich vor
Geboren wurde ich als Doris Öhlinger 1972 
in Wels. 1991 schloss ich die HAK ab und 
nach einer 4-jährigen Tätigkeit in der Ober-
bank Wels inskribierte ich im August 1995 
in Salzburg für die Studienrichtung Biologie. 
Vorrangig entschloss ich mich für den Zweig 
Ökologie, den ich 2000 mit der Diplom-
prüfung und 2003 mit dem Rigorosum ab-
schloss. Zusätzlich werde ich auch noch den 
Zweig Zoologie in den nächsten Monaten zu 
einem Abschluss führen. 

Mein besonderes Interesse während meines 
Studiums galt der Tiergartenbiologie, den 
Haltungsbedingungen in Zoos, sowie der 
Verhaltensökologie. Thema meiner Diplom-
arbeit war eine verhaltensökologische Untersuchung der Wölfe im Zoo Salzburg 
im Hinblick auf die dort herrschenden Haltungsbedingungen. Im Zuge meines 
Doktoratsstudiums bearbeitete ich ein Projekt im Auftrag des Magistrats Salzburg, 
das die Biologie und Ökologie der Wanderrattenpopulation in der Stadt Salzburg 
mit Schwerpunkt Verbreitung und Management zum Thema hatte. Neben meinem 
Studium war ich zudem ab April 2000 als freie Mitarbeiterin der Zoopädagogik im 
Zoo Salzburg beschäftigt.

Wie der Zufall so will, ergab sich kurz vor meinem Rigorosum die Möglichkeit, in 
der LUA Salzburg die Karenzvertretung für Fr. Mag. Sabine Werner zu überneh-
men. Nach meiner überwiegend wissenschaftlichen Tätigkeit der letzten Jahre ist 
es für mich eine neue Erfahrung, wie durch Engagement und Zusammenarbeit für 
die Belange der Natur gekämpft wird. Mein Tätigkeitsbereich in der LUA umfasst 
sämtliche zoologische Belange, v.a. Bewertung von Tierhaltungen, Tier- und Natur-
schutz, Jagd und Fischerei und ich hoffe, in den Monaten, in denen ich Fr. Mag. 
Werner vertreten darf, meinen Beitrag für die Erhaltung der Salzburger Natur- und 
Tierwelt leisten zu können.

Doris Traweger
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Neubesetzung des Sekretariats durch Nina Leitner
1980 in Hallein geboren, Besitzerin von 2 
Katzen, hatte ich immer schon einen sehr 
guten „Draht“ zu Tieren und zur Natur. Da 
ich nach der Beendigung meines letzten 
Beschäftigungsverhältnisses auf der Su-
che nach einem interessanten, sinnvollen 
Aufgabengebiet war, freue ich mich natürlich 
ganz besonders, nun bei der LUA zu sein. 
Für mich ist es eine Chance, meinen Beruf 
mit dem Thema Natur- und Umweltschutz 
kombinieren zu können und somit einen 
Beitrag zum Schutz der Umwelt als Lebens-
grundlage des Menschen zu leisten.

Die Tätigkeit hier zeichnet sich neben einem 
abwechslungsreichen Inhalt durch Teamgeist und Herzlichkeit aus.

Mein Ziel ist es, das kleine Expertenteam der LUA durch einen reibungslosen Ab-
lauf im Sekretariat bestmöglich zu unterstützen, um somit auf meine Weise ein 
wenig zum Erhalt der natürlichen Umwelt beizutragen.

Nina Leitner

Unterstützung des Sekretariats durch Ingrid Liedtke
Ich bin 1982 in Oberndorf bei Salzburg ge-
boren und wohne derzeit in Braunau am Inn 
(OÖ). Seit Winter 2002 studiere ich in Salz-
burg Biologie mit dem Schwerpunkt Physio-
logie und Zellbiologie und möchte mich 
nach dem Baccalaureat in die botanische 
Richtung weiterorientieren. 

Da ich schon seit einiger Zeit auf der Suche 
nach einem interessanten Job war, der auch 
möglicherweise hilfreich für mein Studium 
sein könnte, freue ich mich, dass ich fündig 
geworden bin: nämlich bei der LUA.

Meine Aufgabe besteht darin, Nina Leitner, 
die engagierte Sekretärin der LUA, in ihrer Tätigkeit etwas zu entlasten. Ich den-
ke, dass mir die Arbeit in der LUA viel Spaß machen wird, da sie sehr vielseitig 
und interessant ist. 

Ingrid Liedtke
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Karenzierung von Fr. Mag. Sabine Werner
Seit 25. Juli 2003 befindet sich unsere Zoologin Mag. Sabine Werner in der Baby-
pause. Im September durften wir ihr und ihrem Mann herzlich zur Geburt ihres 
Sohnes Luca gratulieren.



Zahlen und Fakten

Statistische Zahlen 8

Rechtsmittel der LUA 9

Großverfahren 9

Erfolgsthemen der LUA 2002/2003 10

Teilnahme an Fachgremien 11



Tätigkeitsbericht 2002/2003

8

Inhalt

9

Statistische Zahlen
Maßnahme 2002 2003

Baumaßnahme 31 39

Beleuchtung 5 2

Freizeitanlagen (Schianlagen inkl. Beschneiung, Camping, Golf, 
Sportplätze)

22 20

Fischerei 1 2

Geländeveränderung 12 16

Gesetze 3 13

Jagd 1 1

Kraftwerke 4 9

Mobilfunkanlagen 2 2

Pflanze 2 10

Rohstoffabbau 9 12

Tier 10 10

Verkehr (Straßen, Brücken, Radwege, Parkplätze, etc.) 22 16

Hubschrauberflüge im Nationalpark (Außenzone + Kernzone) 15 53

Wasserbau 15 14

Wege (Forststraßen, Almwege, Wanderwege, Steige, etc.) 16 18
Tabelle 1: Die LUA als Partei nach Schwerpunkten

Zuständige Behörde 2002 2003

Magistrat Stadt Salzburg 17 14

BH Salzburg-Umgebung 27 25

BH Hallein 10 15

BH St. Johann 28 28

BH Zell am See 29 37

BH Tamsweg 6 7

Landesregierung 34 52

Tabelle 2: Parteistellungen 2002/2003 nach Bezirken (ausgenommen Hubschrauberflüge im Nationalpark)
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Rechtsmittel der LUA

Berufungen der LUA
Im Berichtszeitraum wurden von der LUA insgesamt 8 Berufungen eingebracht:

2002
• Ausbau eines Geh-, Rad- und Wanderweges in Unken

• Errichtung einer Verkehrsanbindung und Unterführung in St. Gilgen

• Bewilligungsverlängerung für einen Bootsanlegesteg für Jet-Boote in Werfen

2003
• Bewilligungsverlängerung Flutlichtanlage in St. Martin/Tgb.

• Errichtung eines Wildtierzuchtgatters in Werfenweng

• Errichtung einer 8er Einseilumlaufbahn in Untertauern

• Freischneiden bestehender Weideflächen von Latschen in Großgmain bzw. Grö-
dig

• Umbau bzw. Erweiterung der bestehenden Talstation Zehnerkar in Unter-
tauern

Beschwerden an den VwGH
Im Jahr 2003 wurden von der LUA drei Beschwerden beim VwGH eingebracht: 

• Aufschüttung und Grabenräumung in Bad Hofgastein

• Aussetzungsprojekt Steinwild in Rauris

• Umbau bzw. Erweiterung der bestehenden Talstation Zehnerkar in Unter-
tauern

Großverfahren

UVP-Feststellungsverfahren

2002
• Erweiterung EKZ Europark: Stellungnahme der LUA

• Diabasabbau in Maishofen: Stellungnahme der LUA

• Schigebietszusammenschluss Krimml-Königsleiten: Feststellungsantrag durch 
LUA

• Schiabfahrt Flachau: Stellungnahme der LUA 
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2003
• Errichtung einer Erdgasspeicheranlage in Strasswalchen: Stellungnahme der 

LUA

• Erweiterung der Wasserkraftanlage Hintermuhr – Pumpspeicheranlage: 
Stellungnahme der LUA

• Erneuerung Sudhaus – Kapazitätserweiterung der Stiegl Brauerei: Stellung-
nahme der LUA

• Ausbau der Tauernautobahn: Feststellungsantrag durch LUA

• Hochwasserschutz Golling: Stellungnahme der LUA

UVP-Genehmigungsverfahren

2002
• Errichtung Einrichtungshaus IKEA: 2 Stellungnahmen der LUA zur UVE

2003
• Erweiterung EKZ Europark: 2 Stellungnahmen der LUA zur UVE

• Diabasabbau in Saalfelden: Stellungnahme der LUA zur UVE 

• Halbanschluß Wals (im Zusammenhang mit Verkehrslösung Stadion), ver-
einfachtes Verfahren, Stellungnahme der LUA

Sonstiges

2002
• Leitfaden UVP für Handels- und Freizeiteinrichtungen, Industrie- und Gewerbe-

parks: Stellungnahme der LUA zum Entwurf

2003
• Salzachrenaturierung: Stellungnahme der LUA zum Raumordnungsverfahren

Erfolgsthemen der LUA 2002/2003
• Haunsbergrutschung - Alternative Sanierung - Lokalbahnverlegung nicht 

erforderlich

• Egelseemoor Untersuchungsprogramm gestartet

• Riedingtal Betretungsverbot abgewehrt

• Stadionvereinbarung mit Bürgerinitiativen mitgestaltet

• Radweg Saalach verbessert

• Gleisanschluss, Haltestelle und Mülltransport auf der Schiene in Urstein 
erreicht

• SUP für Olympia-Bewerbung umgesetzt
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• Ausgleichskatalog für Naturschutzverfahren erarbeitet

• Klettersteig Falkensteinwand verhindert

• Almweg Hüttschlag abgewehrt

• Gleisanschluss Sulzau wird umgesetzt

• gemeinsame Untersuchung Fische und Vögel mit LFV gestartet

• Verkehrslösung IKEA/Europark II verbessert

• Autorennen Krimml eingestellt

• neue Kraftwerke an naturbelassenen Bächen verhindert

• SAZ - Verbesserungen für Anrainer erreicht

• Rodungen am Untersberg reduziert

• Teile des Parkplatzkonzeptes Obertauern umgesetzt

• Parkplätze am Mönchsberg verhindert

• Berufung gegen Wildgatter in Grauerlenau Werfenweng

• Amphibienschutzprogramm Grossgmain

• Romantik-Radweg Kienbergwand

• Anrainer-Zustimmung Verkehrssicherheitszentrum Strasswalchen

• Aineck Pistenbeleuchtung verhindert

Teilnahme an Fachgremien
Naturschutzbeirat (vgl. § 53 Salzburger NSchG) ............... (Dr. Wiener, Dr. Randl)

Wildökologischer Fachbeirat (vgl. § 155 Salzburger Jagdgesetz) .... (Mag. Werner)

Arbeitsgruppe Wasserwirtschaft und Naturschutz ............................ (Dr. Wiener)

Arbeitsgruppe Umwelt der EuRegio ............................................... (Dr. Wiener)

Arbeitsgruppe Golfanlagen............................................................... (Dr. Peer)

Arbeitsgruppe Schianlagen ..................................................... (Mag. Rohrauer)

Arbeitsgruppe Biber .................................................................. (Dr. Traweger)

„10 Jahre UVP“ – Arbeitsgruppe Rohstoffgewinnung........................ (Dr. Randl)
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Haunsberg Natura 2000 – 
Lokalbahnverlegung
Die 1997 als Natura 2000 Gebiete nominierten Salzachauen nördlich der Stadt 
Salzburg werden im Osten durch die Salzburger Lokalbahn (SLB) begrenzt. Die 
SLB führt entlang des Haunsberges, der an seiner Westflanke seit Jahrzehnten 
bekannte labile Rutschmassen aufweist, die immer wieder bestehende Infra-
strukturen (Straßen, Leitungen, Bahn) gefährden.

In den letzten Jahren wurden Teil-
gebiete der südlichen Rutschungs-
massen aktiv und bedrohten die 
Trasse der SLB. Daraufhin wurde 
2002 eine Verlegung der Lokalbahn 
in das Natura 2000 Gebiet Salzach-
auen geplant.

Diese Verlegung und damit Zer-
störung des Auengebietes wurde 
von der LUA abgelehnt.

Von der LUA wurde eine geologische 
Risikoanalyse und eine Varianten-
untersuchung gefordert. 

Im März 2003 beauftragte die 
LUA den renommierten Professor 
Riedmüller vom Institut für tech-
nische Geologie in Graz mit einem 
geologischen Gutachten. Prof. 
Riedmüller analysierte die Rutsch-
massen und legte den Grund-
stein für neue Varianten zur Sanierung des Haunsberges. Er stellte fest, dass 
alte Ablagerungen aus den Eiszeiten auf wasserführenden Schichten talwärts 
rutschen. Dazu kommt, dass am Fuß des Haunsberges der Wasserdruck steigt und 
den Rutschmassen zusätzlichen Auftrieb verleiht. Prof. Riedmüller schlug vor, den 
Hangfuß zu entwässern.

Mit großen Emotionen wurde weiter versucht, den Naturschutz gegen den Umwelt-
schutz auszuspielen (Natura 2000 oder Lokalbahn). Dabei geht es einfacher und 
sachlicher, wie die LUA bewies:

Die LUA hat die besten Geologen und Eisenbahnplaner Österreichs mit diesem 
Problem befasst und eine Lösung entwickelt, die nicht nur den Bestand der Bahn 
sichert, sondern auch ohne dauerhafte Beeinträchtigung des Europaschutzgebietes 
auskommt.

Brunnen am Fuße des Haunsberges Foto:hr
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• Zuerst müssen durch Bohrungen die 
Grundwasserverhältnisse am Hauns-
bergfuß entspannt werden und weitere 
Grundlagen für die Risikoabschätzung ge-
wonnen werden.

• Nur dann, wenn der Hang nicht stabili-
siert werden kann, ist denkbar, die akute 
Rutschung sofort durch eine kurze Um-
gehung in die Au vorübergehend zu um-
fahren.

• Damit gewinnt man Zeit, um die Wirk-
samkeit der Bohrbrunnen zu prüfen und 
eine Variante entlang der Bundesstraße 
zu planen, die nicht teurer ist als die Au-
Trasse.

Im Herbst 2003 wurde damit begonnen, am Fuß des Haunsberges 22 Ent-
wässerungsbrunnen zu bohren. Die Wirksamkeit an 3⁄4 der Brunnen ist inzwischen 
nachgewiesen, der Hangfuß konnte stabilisiert werden. (ww)

Hilft Natura 2000 die Salzachau zu retten?
Die Salzachauen sind nach der Vogelschutzrichtlinie seit 1997 und nach der 
Flora-Fauna-Habitatschutz-Richtlinie seit 2001 als Natura 2000 Gebiet nach 
Brüssel gemeldet. Somit gilt das sogenannte Verschlechterungsverbot, welches 
sicherstellen soll, dass diese für den Natur- und Artenschutz international be-
deutenden Lebensräume in ihrer Qualität und auch flächenmäßigen Ausdehnung 
erhalten bleiben. Leider häufen sich in letzter Zeit bewilligte und unbewilligte 
Maßnahmen, die daran zweifeln lassen, ob wir uns der hohen Verantwortung für 
dieses Gebiet bewusst sind.

Hubschrauberlandeplatz an der Grenze zum 
Vogelschutzgebiet
Beim Lokalbahnhof Anthering ist ein Hubschrauber stationiert, dessen Start-
platz somit wenige Meter neben dem Vogelschutzgebiet Salzachauen liegt. Hub-
schrauberflüge bewirken durch akustische (Lärm) und optische Reize massive 
Störungen für Tier und Mensch. Im Nahbereich kommen außerdem die von den 
Rotorbewegungen verursachten Luftturbulenzen, der „Downwash“, hinzu. Über 
die negativen Auswirkungen von Hubschrauberflügen auf Vögel gibt es eine Reihe 
von Beobachtungen. Besonders kritisch werden geringe Flughöhe sowie Starts und 
Landungen beurteilt.

Der Startplatz in Anthering wäre bei Bezeichnung als „Hubschrauberlande-
platz“ UVP-pflichtig. Da es der Betreiber jedoch in einem UVP-Verfahren nicht 
geschafft hat, die Bedenken über negative Auswirkungen auf das angrenzende 

Bohrung eines Brunnens Foto:hr
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Vogelschutzgebiet auszuräumen, erfolgen die Starts und Landungen weiterhin per 
Außenlandegenehmigung der Gewerbebehörde – ein Unterschied der lediglich auf 
dem Papier besteht, zumal die Anzahl der bewilligten Starts und Landungen an-
steigt. Obwohl bekannt ist, dass die Störwirkung von Hubschraubern Vögel auch 
über eine größere Entfernung beeinflusst, besteht nach Ansicht der Naturschutz-
behörde kein Handlungsbedarf, da das Schutzgebiet nicht direkt überflogen wer-
de. Die negativen Auswirkungen eines – berechtigterweise abgelehnten – Modell-
flugplatzes im Schutzgebiet sind, verglichen dazu, wohl eine Kleinigkeit. Die LUA 
wird sich jedenfalls dafür einsetzen, dass das Vogelschutzgebiet in Zukunft wieder 
uneingeschränkten Lebensraum für Vögel bietet.

Erschließung durch Forstwege
In der Weitwörther Au erfolgt ein Ausbau des Forstwegenetzes. Teils werden ehe-
malige Rückewege mit Schotter befestigt und verbreitert, teils neue Wege ange-
legt. Damit verändert sich jedenfalls das Landschaftsbild, der Auwald vermittelt 
dem Betrachter nun verstärkt den Eindruck eines wirtschaftlich beeinflussten Wal-
des. Mit diesem Ausbau des Wegenetzes ist jedenfalls eine Intensivierung in der 

Schuttablagerungen auf Forstweg in Salzachau Foto:sw
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forstlichen Bewirtschaftung, aber auch der Freizeitnutzung verbunden, zumal be-
festigte Wege beispielsweise für Wanderer und Radfahrer attraktiver sind als sich 
vom umgebenden Auboden kaum abhebende Rückewege.

Für die LUA erhebt sich die Frage, ob in einem Natura 2000 Gebiet, wie den 
Salzachauen, nicht eher auf eine Förderung traditioneller, extensiver Bewirt-
schaftungsformen oder auch – mit entsprechender Entschädigung – eine teilwei-
se Außernutzungsstellung angestrebt werden sollte. Kritisiert werden muss auch, 
dass bereits vor Erteilung einer naturschutzrechtlichen Bewilligung einige Wege 
mit Bauschutt aufgefüllt wurden.

Baggerungen in den Salzachauen
Ein weiteres, aktuelles Beispiel zeigt, dass die Unterschutzstellung alleine noch 
keine Garantie für den Schutz einer bedrohten Landschaft, wie der Salzachauen, 
ist. Im konkreten Fall wurden durch Ausbaggerung von Altarmen der Salzach meh-
rere künstliche Stillgewässer geschaffen. Die Teiche sollten mit Enten besetzt, 
eingezäunt und in weiterer Folge jagdlich genützt werden. 

Altwässer, Altarme und Tümpel sind zweifellos wichtige Lebensräume für die 
Organismengemeinschaften der Flussaue. Die an den Ufern der Altwässer aus-
gebildeten Schlammfluren, sowie die Schwimmblatt- und Wasserpflanzengesell-
schaften zählen zu den naturnahsten Lebensgemeinschaften der Flußauen. Sie 
sind darüber hinaus bedeutende Brut-, Rast-, Nahrungs- und Überwinterungs-
gebiete für Wasser- und Watvögel. Grundsätzlich sind Stillgewässer also auen-
typisch, jedoch nur, wenn sie naturnah mit entsprechend typisch bewachsenem 
Gewässerufer ausgestaltet sind. 

Zäune in der Naturlandschaft Foto:dt
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Im konkreten Fall stellten sich die Ufer der geschaffenen Stillgewässer als groß-
teils steilwandige Abbrüche im Gelände dar, Aushubmaterial wurde als Wall rund 
um den künstlichen Teich aufgeschüttet, um ein Begehen zu ermöglichen und im 
Falle von Hochwasser als „Rettungsinsel“ für Rehe zu dienen. Die Ausbaggerung, 
sowie die damit verbundene Ablagerung des Abraummaterials stellen einen 
Flächenverlust von auentypischem Boden dar und sind als massive Eingriffe in 
den Naturhaushalt dieses prioritären Lebensraumes zu werten. 

Nach einer gemeinsamen Begehung mit der Abteilung 13 der Salzburger Landes-
regierung und dem Einschreiter wurde beschlossen, einen Teich zu belassen, da 
er sich durch die vorhandenen Flachwasserbereiche und aufkommenden Bewuchs 
als durchaus positives Element in die Auenlandschaft eingliedert. Lediglich die 
Umzäunung musste entfernt werden. 

Die restlichen Teiche müssen jedoch wieder auf Kosten den Einschreiters zuge-
schüttet werden, da der Verbleib des Aushubmaterials als „Rettungsinsel“ und 
damit künstliche Anschüttung in der naturnahen Au nicht geduldet werden kann. 
Diese Wiederherstellung muss bis Ende März 2004 abgeschlossen sein, um eine 
Störung der ortsansässigen Vogelwelt während der Brutzeit zu vermeiden. 

Modellflugplatz im Natura 2000-Gebiet 
Auch die im Randbereich des Salzachauwaldes gelegenen, landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen haben eine ökologische Funktion als Lebensraum und Brutgebiet. 
Sie werden außerdem von im Auwald brütenden Vögeln zur Nahrungssuche ge-
nutzt und bieten Rastplätze für durchziehende Zugvögel. Daher sind auch diese 
Flächen Teil des Vogelschutzgebietes.

Am Rande der Weitwörther Au wird seit 1998 ein nicht bewilligter Modellflugplatz 
betrieben. Seine Auswirkungen auf die Vogelwelt des Vogelschutzgebietes sind 
erheblich, da sie sich nicht nur auf die effektiv überflogene Fläche beschränken, 
sondern bis in eine Entfernung von mehreren hundert Metern für die Vögel spür-
bar sind. Die Fluchtdistanzen verschiedener Vogelarten liegen im Bereich von 200 
bis 400 m, maximal 600 m. Damit wird eine weit über den eigentlichen Flugplatz 
hinausgehende Fläche entwertet. Modellflugzeuge kommen in ihrer Größe und 
Wendigkeit am nächsten an das Erscheinungsbild von Greifvögeln heran und ent-
sprechen damit am besten dem angeborenen Feindverhalten der Vögel. Sie lösen 
bei den Vögeln intensive Reaktionen aus, die von der Beobachtung des Flugzeugs 
durch den Vogel bis zum Fluchtverhalten und Verlassen des Lebensraumes führen. 
Viele Vögel sind potenzielle Beute von Greifvögeln. Daher kann allein der optische 
Reiz eines Flugobjektes eine starke Fluchtreaktion auslösen. Langfristig wirkt 
sich der mit diesen Reaktionen verbundene Energieverlust auf die Überlebens-
wahrscheinlichkeit und den Reproduktionserfolg eines Individuums und damit auf 
die Überlebenswahrscheinlichkeit einer ganzen Population aus. 

Nach einer gemeinsamen Besprechung mit der zoologischen Amtssachverständigen 
der Landesregierung, der LUA und dem Betreiber wurde eindeutig festgestellt, 
dass eine Bewilligung des Modellflugplatzes nicht möglich ist. Leider zeigt sich 
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der Betreiber uneinsichtig und es ist zu befürchten, dass der Flugbetrieb auch 
ohne Bewilligung im Frühjahr 2004 wieder aufgenommen werden wird.

Auch wenn jede dieser Maßnahmen das Gebiet nicht wesentlich verändert, wie 
meist in der Begründung des naturschutzrechtlichen Bescheides nachzulesen ist, 
so wird doch die Summe der zahlreichen Eingriffe mit der Zeit eine Entwertung 
des Schutzgebietes mit sich bringen. Die Einzigartigkeit der Salzachauen als 
Lebensraum in der bestehenden Fülle und den Artenreichtum zu erhalten, ist 
eigentlich das Ziel der Nominierung als Natura 2000 Gebiet. Diese Gesamtheit 
muss in Zukunft verstärkt berücksichtigt werden, damit die Salzachauen nicht zu 
einem Opfer der Salamitaktik werden. (sw, dt)

Studie zur Graureiher- bzw. Kormoran – 
„Problematik“
Mit der Novelle 1998 des Jagdgesetzes hat die Landesregierung die Bejagung von 
Graureiher und Kormoran in Salzburg wieder erlaubt. Bislang durften diese Vögel 
als ganzjährig geschont nicht bejagt werden. Gegen diese Gesetzesänderung hat 
die LUA damals heftig protestiert und aufgezeigt, dass die Regelung der EU-Vogel-
schutzrichtlinie widerspricht. Deshalb wurde Salzburg schon zweimal von der EU-
Kommission gemahnt. 

Folgende Kritikpunkte wurden von der LUA vorgebracht:

• Es gibt keine nachvollziehbaren Untersuchungen über die von den Fischern 
gemeldeten Schäden und deren Zusammenhang mit dem Vogelvorkommen.

• Das Problem der Fischereischäden kann erst dann seriös und sachlich fundiert 
diskutiert werden, wenn einerseits die Graureiher- und Kormoranbestände 

Illegaler Modellflugplatz im Vogelschutzgebiet Salzachauen Foto:H. Augustin
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wissenschaftlich erhoben werden und andererseits Schadenserhebungen 
in der Fischereiwirtschaft durchgeführt werden. Diese seit Jahren von der 
LUA geforderten Untersuchungen wurden bisher von der Landesjagdbehörde 
abgeblockt. 

• Daher fehlten bis dato unabhängige Untersuchungen über die Auswirkungen 
der Vögel auf die Fischpopulation. 

• Aus anderen europäischen Ländern ist bekannt, dass die Lösung des Konfliktes 
nicht durch Abschuss möglich ist. Dies wird auch durch wissenschaftliche 
Daten untermauert. 

In diesem seit Jahren schwelenden Konflikt Fischerei vs. fischfressende Vögel ist 
nun endlich ein erster Erfolg zu verzeichnen. Die bereits seit Herbst 2002 laufen-
de fischereibiologische Untersuchung ausgewählter Fließgewässer wird ab dem 
Winter 2003 durch eine, von der LUA schon lange geforderte, ornithologische 
Beleituntersuchung ergänzt. Nach einer Diskussionsrunde von Landesfischerei-
verband und LUA wurde gemeinsam ein unabhängiger, wissenschaftlicher Unter-
sucher ausgewählt, der nunmehr von der Abteilung 4 der Salzburger Landesregie-
rung im November 2003 mit der Durchführung dieser Untersuchung beauftragt 
wurde. Erste Ergebnisse sind im Herbst 2004 zu erwarten. (dt)

Die Graureiher-Kolonie im Zoo Salzburg Foto:R. Edelbacher
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Steinbock-Wiederansiedelung
Beschwerde beim VwGH - LUA fordert fachlich fundierte Vorgangsweise bei 

Wiederansiedlung von Steinböcken im Nationalpark Hohe Tauern
Die LUA ist seit dem Jahr 1996 mit dem Projekt „Wiederansiedlung von Steinwild 
im Nationalpark Hohe Tauern“ befasst. Dafür werden seit 1994 im Bereich Rauris 
immer wieder Tiere ausgesetzt. Dieses Projekt wurde von der LUA grundsätzlich 
nicht abgelehnt, es wurde aber gefordert, 
dem Projekt ein Gesamtkonzept zugrunde zu 
legen. Für Wiederansiedlungsprojekte gibt 
es nicht umsonst klare wissenschaftliche 
Vorgaben. Diese sollen sicherstellen, dass 
das ökologische Gleichgewicht im gewählten 
Lebensraum nicht gestört wird. Die Forde-
rungen der LUA wurden von der Behörde 
bislang ignoriert. Die Wiedereinbürgerung 
erfolgt unkoordiniert ohne erforderliche 
wissenschaftliche Begleitung und Erfolgs-
kontrolle. Die LUA hat daher den jüngsten 
Bescheid der Jagdbehörde vom Juli 2003 
beim Verwaltungsgerichtshof beeinsprucht. 
Es sollen endlich die wissenschaftlichen 
Grundlagen geschaffen werden, um dieses 
Projekt sinnvoll weiterführen zu können und 
Schaden im Nationalpark zu vermeiden. 
(mr)

Halali im Gatter – Wildtierzuchtgatter in 
Werfenweng
Gibt es wirklich keinen anderen Platz für ein Wildtierzuchtgatter als eine Grauer-
lenau und eine Feuchtwiese?

Wildtierzuchtgatter werden gerne von der Landwirtschaft als zusätzliches betrieb-
liches Standbein eingerichtet. So auch in Werfenweng, wo bereits erste Maßnah-
men, wie Errichtung eines stabilen Zaunes oder diverse Grabungsarbeiten, durch-
geführt wurden, als die LUA durch eine Anzeige des ÖNB Kenntnis davon erlang-
te. Zu diesem Zeitpunkt lagen die jagdliche und wasserrechtliche Bewilligung 
bereits vor. Naturschutzrechtlich war die Behörde der Ansicht, dass die geplante 
Maßnahme unter die „Landwirtschaftsklausel“ des § 24 Abs.4 des Naturschutz-
gesetztes zu subsumieren sei. Voraussetzung dafür sind jedoch „nur unbedeuten-
de abträgliche Auswirkungen“ auf die Schutzgüter des Naturschutzgesetzes. 

Seitens des amtlichen Naturschutzes wurden die Rohdaten der Biotopkartierung 
der betroffenen Fläche vorgelegt und darauf basierend eine Wildtierzuchtgatter-

Steinbock Foto:A. Traweger
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haltung an dieser Stelle durch die Naturschutzbeauftragte „strikt abgelehnt“. Die-
ser fachlichen Meinung schloss sich die LUA vollinhaltlich an, weil die konzentrier-
te Tierhaltung zu einer ökologischen Veränderung der geschützten Lebensräume 
führen würde (Nährstoffeintrag, Zertrampeln der Oberfläche sowie Vernichten der 
geschützten Vegetation) und dies mit den Intentionen des Naturschutzgesetzes 
nicht vereinbar ist. 

Diese Ansicht wurde auch dann noch vertreten, als seitens der Natur-
schutzbeauftragten – nach neuerlichem Augenschein – eine 5-jährige Versuchs-
phase vorgeschlagen wurde.

Dagegen sprach sich die LUA aus, weil dieser Zeitraum genügen würde, die ge-
schützten Lebensräume durch Intensivtierhaltung zu vernichten und beantragte 
die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes.

Diesem Antrag wurde nicht statt gegeben, so dass die LUA das Rechtsmittel 
der Berufung erhob, weil Lebensraumschutz und Tierzuchtgatter nicht vereinbar 
sind.

Die Berufungsbehörde gab der LUA vollinhaltlich Recht und bestätigte die be-
antragte Wiederherstellung. (bp)

Aus den Gemeinden

St. Koloman und das Naturdenkmal „Gletscherschliff“
Direkt neben der St. Kolomaner Landesstraße liegt der einzigartige Gletscher-
schliff, welcher wegen seiner außerordentlichen Bedeutung als Naturdenkmal 
ausgewiesen ist. Trotz Verwitterungseinflüssen enthält er zahlreiche wissenschaft-
lich wertvolle Strukturen und Details. 

Gatterzaun in der Grauerlenau Foto:sw
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Durch die leichte Hanglage einerseits und die Begrenzung durch die höher gele-
gene Landesstraße, wirkt er auf den ersten Blick wie ein kleines Amphitheater. 
Dies war auch der Grund, warum im Sommer kleinere volkstümliche Veranstal-
tungen eben dort stattfanden. Die Gemeinde wollte den Gletscherschliff nützen 
und beantragte daher bei der zuständigen Behörde die Anlage von Sitzreihen. 
Seitens des Naturschutzes und der LUA wurde jede Maßnahme, welche zu einer 
Veränderung des Gletscherschliffes geführt hätte, sehr klar abgelehnt. Die mittler-
weile eingeschaltete Landschaftsplanerin entwarf daher simple Sitzgelegenheiten 
im Bereich der Straßenböschung, ohne ansonsten Veränderungen im Bereich des 
Gletscherschliffes vorzusehen. 

Da dadurch weder der Bestand, noch das Erscheinungsbild des Gletscherschliffes 
gefährdet erschienen, war gegen eine Bewilligung nichts einzuwenden, zumal die 
Maßnahme durch eine geeignete Bauaufsicht überwacht werden sollte.

2003 wurde durch den zuständigen Naturschutzbeauftragten folgendes vor Ort 
festgestellt: 

Im Gletscherschliffbereich wurden konsenslose Aufschüttungen vorgenommen 
(eine Art Bühne mit Zufahrt), welche den Gesamteindruck des Gletscherschliffes 
empfindlich stören. Auch der beigezogene Gletscherforscher Univ. Prof. Slupetzky 
befürchtete irreparable Schäden durch das Aufbringen von Fremdmaterial, sowie 
Bruchschäden durch die verwendeten Maschinen. Es wurde ein umfangreiches 
Sanierungsprogramm ausgearbeitet, um das wissenschaftliche Kleinod Gletscher-
schliff vor noch größeren Schäden zu bewahren.

Interessante Reaktion der Gemeinde: Antrag auf Aufhebung als Naturdenkmal!

Fortsetzung folgt sicher. (bp)

Gletscherschliff St. Koloman Foto:hr
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Schutz von Nasswiesen 
VwGH-Beschwerde gegen die Zerstörung hochwertiger Moor- und Sumpfflächen 

im Gasteinertal
Eigentlich sollte es sich schon herumgesprochen haben: Feuchtgebiete sind 
gefährdet und deshalb geschützt. Sie sind wichtiger Lebensraum für bedrohte 
Frösche, Kröten und Unken. Die blumenreichen Wiesen beherbergen eine reiche 
Insektenfauna, die wieder einer artenreichen Vogelgemeinschaft Nahrung bietet. 
Eine der letzten dieser Feuchtwiesen im Gasteiner Tal droht illegal aufgeschüttet 
zu werden. Das Gebiet stellt einen reizvollen Feuchtwiesenlebensraum mit Bruch-
waldresten, Wassergräben, nassen Wiesen und Schilfflächen dar. 

Im Jahr 1998 wurde von der BH St. Johann die illegale Aufschüttung festge-
stellt. Es wurde ein Wiederherstellungsverfahren durchgeführt und darin aufge-
tragen, diese Maßnahmen wieder rückgängig zu machen. Dagegen wurde vom 
Bescheidadressaten Berufung erhoben. Eine neuerliche Verhandlung wurde durch-
geführt, mit dem Ergebnis, dass die Aufschüttungsmaßnahmen nun über die Vor-
schreibung von Ausgleichsmaßnahmen bewilligt wurden. Dagegen hat die LUA be-
rufen und in weiterer Folge Beschwerde beim VwGH erhoben. Ziel der Beschwerde 
ist es, die allerletzten Restbestände von ökologisch hochwertigen Feuchtgebieten 
im Talboden des Gasteinertales zu retten. Von den Amtssachverständigen wurde 
die Bedeutung dieser Lebensräume selbst eindrücklich dargestellt. Von den einst 
großflächig vorhandenen Versumpfungen entlang der Gasteiner Ache sind durch 
Flussregulierung, Entwässerung und Absenkung des Grundwasserspiegels nur 

Illegale Aufschüttung der Feuchtwiese Foto:sw
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mehr wenige kleinflächige Bereiche erhalten geblieben. Diese allerletzten Rest-
bestände von hochwertigen Feuchtlebensräumen sind unbedingt zu erhalten. Das 
ist auch Sinn und Zweck des Lebensraumschutzes im Naturschutzgesetz.

Um den illegalen Maßnahmen einen Riegel vorzuschieben, wurde auch die auf-
schiebende Wirkung beantragt und in der Folge zuerkannt.

Zwischenzeitlich wurden jedoch erneut Aufschüttungen durchgeführt. Daher wur-
de von der Behörde ein weiteres Wiederherstellungsverfahren (Dez. 03) durch-
geführt und wieder einmal versucht, dem Grundeigentümer und Verursacher die 
ökologische Wertigkeit des letzten Nasswiesenbereiches von Bad Hofgastein näher 
zu bringen. Nach Ansicht der LUA wird ohne finanzielle Abgeltung des Bauern die-
se Feuchtwiese – trotz strengem Naturschutzgesetz – vor weiteren Aufschüttungen 
oder Entwässerungen nicht zu retten sein. (mr, bp)

Campingplatz in Mauterndorf
Die Errichtung des Campingplatzes in Mauterndorf stellt ein Negativbeispiel für 
die Kooperation zwischen Betreibern und Naturschutz dar. 

Im Oktober 2002 sollte in Mauterndorf die Erweiterung des Campingplatzes Ham-
mer verhandelt werden. Dieser Bau war aber bereits voll im Gang. Auf einer Fläche 
von ca. 3 ha türmten sich Erd- und Gesteinshaufen, Bagger und Walzenfahrzeuge 
waren im Dauereinsatz. In mehrtägigen Sprengarbeiten hatte ein großer Felskopf 
dem gewünschten Campingplatz weichen müssen. Das alles ohne behördliche Be-
willigung, es gab nicht einmal die geforderte Flächenwidmung.

Illegale Baumaßnahmen in Mauterndorf Foto:mr
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Die Betreiber des Campingplatzes, die auch das unmittelbar benachbarte Schi-
gebiet Grosseck-Speiereck führen, wollten mit dieser widerrechtlichen Vorgangs-
weise offensichtlich den Bau des Campingplatzes bis zum Beginn der Schisaison 
erzwingen. 

Brisanz hatte die Angelegenheit auch deshalb, da gerade jener Felskopf weg-
gesprengt wurde, der nach Forderung des Naturschutzes erhalten hätte werden 
sollen. 

Der Bau wurde auf Forderung der LUA und des Naturschutzbeauftragten ein-
gestellt, ein Strafverfahren eingeleitet. 

Im derzeit laufenden Bewilligungsverfahren bemüht sich die LUA gemeinsam 
mit dem Naturschutzsachverständigen um eine möglichst gute Einpassung des 
Campingplatzes in die Landschaft. Eine Bepflanzung mit heimischen Sträuchern 
und Bäumen soll dazu beitragen. Der landschaftsprägende Felskopf kann aber 
nicht mehr wiederhergestellt werden. Eine Bewilligung kann jedenfalls nur dann 
erfolgen, wenn dafür eine entsprechende Ausgleichsmaßnahme vom Betreiber ge-
leistet wird. Darüber wird derzeit noch verhandelt.

Die Vorgangsweise des Betreibers führte jedenfalls zu unnötigem Ärger und Arbeits-
aufwand und war keinem der Beteiligten dienlich. (mr) 

Parkplätze am Mönchsberg
Ein Anliegen der LUA war es, im Jahr 2003 einen Wildwuchs von Parkplätzen am 
Mönchsberg zu verhindern. 

Im Bereich des Schlosses Mönchstein gibt es seit mehreren Jahren vier unbewil-
ligte Parkplätze. Diese liegen gegenüber dem Schloss auf einer Wiesenfläche in 
freier Landschaft. Die landschaftliche Schönheit des Mönchsberges wird gerade 
durch den Wechsel von freien Wiesenflächen, Wald, alten Wehrbauten, Herrensit-
zen und kleinen landwirtschaftlichen Gütern gekennzeichnet. Diese vermitteln zu-

Autos sind in der harmonischen Erholungslandschaft Mönchsberg ein störender Fremdkörper Foto:mr
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sammen den Eindruck eines naturnahen weiten Parkgeländes, das für Erholungs-
suchende eine große Bedeutung hat. Parkende Autos stören dieses harmonische 
Landschaftsbild stark. Die LUA hat sich daher gegen eine Bewilligung dieser Park-
plätze ausgesprochen. Eine Entwertung der Erholungslandschaft am Mönchsberg 
durch in freier Landschaft parkende Autos muss dringend verhindert werden.

Diesem Ziel entsprechend hat sich die LUA auch gegen die Errichtung von Park-
plätzen vor der Bürgerwehr ausgesprochen. Diese waren direkt am Aussichtsplatz 
„Stauffenblick“ neben dem Tordurchlass der Bürgerwehr geplant. Die LUA hat die 
zuständigen Amtsstellen bereits im Vorfeld darüber informiert, dass ein Parkplatz 
an dieser exponierten Lage aus ihrer Sicht undenkbar sei. Diese Meinung wurde 
vom Stadtsenat geteilt und das Ansuchen abgelehnt. (mr)

Das Museum am Berg
Das Museum am Berg (MAB) wurde an Stelle des ehemaligen Cafe Winkler im 
Landschaftsschutzgebiet Mönchsberg errichtet. Planungsvorgabe seitens des 
Landes für das MAB war die Einhaltung der Dimension des Cafe Winkler. Damit 
ist das MAB naturschutzrechtlich ein Ersatz für ein bestehendes Bauwerk. Das 
realisierte Projekt wurde nach einem Architekturwettbewerb ausgewählt. Natur-
schutzrechtlicher Verhandlungsspielraum bestand bei der Außengestaltung, der 
Bepflanzung und den Bauzufahrten. Über die Architektur möge sich jeder Salzbur-
ger sein eigenes Urteil bilden.

Ein historisches und landschaftliches Kleinod ist die Monikapforte, die während 
der Bauzeit provisorisch umfahren werden muss. Auf den Rückbau dieser Um-
fahrung wird die LUA genau achten. (ww)

Autos inmitten der historischen Mauern der Bürgerwehr? Foto:mr
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Wasserkraft und Ökostromtarif
Im Bundesland Salzburg bestehen über 470 Kraftwerke und Mühlen, die einen 
Großteil der heimischen Fließgewässer energetisch nutzen. Alte Kraftwerke haben 
oft keine Restwasservorschreibungen, ein Abschnitt des Gewässers fällt trocken. 
Kleine Gewässer wurden häufig verrohrt oder zugeschüttet, Begradigung und Ver-
bauung taten ein Übriges.

1986 beschloss der Salzburger Landtag den Fließgewässerschutz, um die rest-
lichen freien Fließstrecken zu erhalten. Der Schutz funktioniert weitgehend 
zufriedenstellend, es konnten sogar Abschnitte rückgebaut oder renaturiert wer-
den.

Dann, im Jahr 2003, trat das Ökostromgesetz in Kraft, das unter anderem Wasser-
kraftwerke kleiner als 10 Megawatt fördert und 13 Jahre lang gesicherte Einspei-
setarife garantiert. Die Folge war ein rasanter Anstieg von Projekten für Kleinkraft-
werke im Bundesland, leider auch an bisher ungenutzten, naturnahen Bächen. 
Zwangsweise entsteht damit eine Auseinandersetzung zwischen Umweltschutz 
(Kyoto-Ziele etc.) und Naturschutz (Lebensraumschutz). Eine Ökologisierung des 
steigenden Energiebedarfes - der überdies nicht hinterfragt wird - auf Kosten der 
verbliebenen Fließgewässer wird von der LUA nicht mitgetragen.

Die LUA setzt sich dafür ein, dass alte Kraftwerke modernisiert und damit effi-
zienter werden, dass trockene Bachabschnitte Restwasser erhalten und dass die 
wenigen noch freien Fließgewässer erhalten bleiben. (ww)

Das alte Murfallwerk in Hintermuhr Foto:ww
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Windparks in Salzburg
Eine für Salzburg noch neue Form der Energiegewinnung sind Windparks. Durch 
das Ökostromgesetz begünstigt, wurden drei konkrete Pläne für Windkraftanlagen 
diskutiert. Zwei im Hochgebirge im Lungau, einer am Lehmberg im Flachgau. 

Für unser Bundesland existierten noch keine Kriterien, die bei der Planung und Er-
richtung derartiger Anlagen zu berücksichtigen sind. Daher wurden maßgebliche 
Kriterien erarbeitet:

• betroffene Schutzgebiete und geschützte Lebensräume 

• Wirkung auf Landschaftsbild, Charakter der Landschaft

• Wirkung auf Wild und Wald 

• Wirkung auf Vogelzugrouten und Vogelschlagrisiko

• temporäre und permanente Infrastruktur (Wege, Strom-, Telefon-, Wasser-
leitungen)

• Lärmentwicklung und Lärmspektrum (Infraschall)

• Blendeffekte/Farbgebung der Anlage (auch Flugsicherheitsmaßnahmen, 
Lichter, Farben)

• Transport der Anlage inkl. Montagekran

• Wartungs-, Betreuungsintervalle (Fahrten zum Windpark)

• Besuchstourismus

• soziale Verträglichkeit (Akzeptanz in den Gemeinden, betroffene Nachbarn)

• Demontageaufwand 

• Rückstände nach Demontage

• Unfallrisiko:

o Ölverlust/Ölleck

o Brand im Gondelbereich, mögliche Ausbreitung eines Brandes (Waldbrand)

o Eisschlaggefahr

o Untersuchung/Studie über mögliche Vogelabwehr (optisch, akustisch)

Aus naturschutzfachlicher Sicht sind Anlagen im Hochgebirge aus mehreren 
Gründen besonders kritisch zu betrachten. Die energetisch interessanten Stand-
orte mit reichlich Wind sind extrem exponiert und damit weithin sichtbar. Das 
bedeutet auch eine flächenmäßig große Beeinträchtigung des Landschaftsbildes. 
Die ökologischen Verhältnisse sind oberhalb der Waldgrenze bekannt sensibel. Es 
ist wesentlich schwieriger, Bodenverwundungen zu rekultivieren, Tiere und Pflan-
zen leben hier an ihrer Verbreitungsgrenze und die Störwirkungen auf Wildtiere 
müssen daher genau untersucht werden.

Gegen den Standort Lehmberg hat sich eine starke Bürgerinitiative gebildet, die 
sich gegen die Zerstörung des Landschaftsbildes wehrt. 
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Die bisherigen Stellungnahmen lassen eine fachlich negative Beurteilung sei-
tens der Naturschutzsachverständigen erwarten. Daher wird für eine naturschutz-

rechtliche Bewilligung der Nachweis des überwiegenden öffentlichen Interesses 
notwendig sein. Dafür ist auch eine Variantenprüfung und der Nachweis der Wirt-
schaftlichkeit erforderlich.(ww)

Mobilfunksendemasten – Konflikte mit 
Anrainern und Naturschutz
Neue Mobilfunksendemasten in der Stadt Salzburg führen nach wie vor regelmäßig 
zu Konflikten mit betroffenen Anrainern. Der zuständige Minister für Infrastruk-
tur hat trotz zahlreicher Proteste der Bevölkerung bis heute keine verbindlichen 
Grenzwerte vorgeschrieben, die Anrainer vor potentiellen Gesundheitsgefahren 
schützen. Der Ausbau des UMTS-Netzes bringt neue Belastungen durch elektro-
magnetische Felder mit sich.

Sendemast in Parsch
Ein geplanter 47 Meter hoher Sendemast in Parsch führte zu massiven Anrainer-
protesten. Dieser Mast sollte nur etwa 35 m von Wohnhäusern entfernt in einem 

Blick vom Windparkstandort Aineck in Richtung Zederhaus Foto:ww
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parkähnlichen Grünraum errichtet werden. Ein Sendemast würde in diesem Stadt-
teil einen massiv störenden technischen Fremdkörper darstellen. Er würde nicht 
nur das Landschaftsbild, sondern auch das Orts- und Stadtbild stark verunstalten. 
Dazu kommen noch die nicht abschätzbaren gesundheitlichen Gefahren für die 
Anrainer. 

Die LUA hat sich sowohl im Bewilligungsverfahren nach dem Ortsbildschutzgesetz 
als auch im Naturschutzverfahren gegen eine Bewilligung ausgesprochen.

Vom Planungsausschuss der Stadt Salzburg wurde diesem Mast, der später auf 
36 m reduziert wurde, letztendlich eine Bewilligung nach dem Ortsbildschutzge-
setz nicht erteilt. Eine wichtige und gute Entscheidung für Salzburgs Bevölkerung 
und das Stadtbild.

Sendemast Rauriser Höhe
Nach wie vor ungelöst ist das Problem mit zwei Sendemasten auf der Rauriser 
Höhe. Diese beiden 36 m hohen Masten sind weitum im Salzachtal sichtbar 
und stellen ein erhebliches Störelement in der Landschaft dar. Einer der bei-
den Masten wurde vor Bestehen einer Bewilligungspflicht, also legal, errichtet. 
Der zweite Mast hat bis heute keine Bewilligung. Das Naturschutzverfahren läuft 

bereits seit dem Jahr 1998, ging bis zum VwGH und liegt derzeit wieder bei der 
Naturschutzbehörde. Im Dezember 2003 gab es wieder eine Verhandlung. Natur-
schutzbehörde und LUA verfolgten dabei dasselbe Ziel, nämlich sämtliche Sende-
anlagen auf einem Mast zu bündeln und den zweiten Mast zu entfernen. Dadurch 
würden die Mobilfunkanlagen nicht mehr so dominant in Erscheinung treten wie 
bisher. Derzeit liegt der Ball bei den beiden Betreibergesellschaften. Es ist zu hof-
fen, dass eine Einigung erzielt wird. (mr)

Ungeliebtes Wahrzeichen im Salzachtal Foto:J. Fischer-Colbrie
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Almweg „ Alpswinkelweg“ – Bluntautal
Almwege gehören zum ländlichen Wegenetz und sind für das Gebirgsland Salz-
burg mit seinen zahlreichen Almen von essentieller Bedeutung. Fehlendes Alm-
personal und die aktuelle Situation der Landwirtschaft machen die Almen für den 
Heimbetrieb wirtschaftlich interessant (geförderte Mutterkuhhaltung, kein Milch-
kontingent). Almen können aber oft nur betreut werden, wenn eine Erschließung 
vorhanden ist.

Bereits 1993 war die LUA mit dem Wunsch, die „Alpswinkel Alm“ durch einen 
Weg zu erschließen, konfrontiert. Die Alm liegt im Naturschutzgebiet Kalkhochal-
pen, welches vom Landschaftsschutzgebiet Göll - Hagengebirge umschlossen 
wird.

Wegen der vorhandenen, geschützten landschaftlichen und ökologischen Hoch-
wertigkeit des betroffenen Naturraumes wurde das Vorhaben abgelehnt.

Da positive Stellungnahmen des Naturschutzes und der LUA Voraussetzung für 
die Realisierung eines Almwegevorhabens sind, wurde das Almwegprojekt vorerst 
nicht mehr weiter verfolgt.

1999 wurde der Fußweg zur Alpswinkelalm durch Lawinen zerstört, so dass erneut 
eine Erschließung der Alm ins Auge gefasst wurde.

Für die LUA war lediglich die Errichtung eines Triebweges mit den vorhandenen 
Schutzgebietskategorien vereinbar, ein Traktorweg „wegen der außerordentlich ho-
hen Wertigkeit des betroffenen Natur- und Landschaftsraumes“ wurde 2002 wie-
der abgelehnt. Neuerliche Planungen wurden vorgelegt: nunmehr sollten lediglich 
die ersten 300 Meter zur Alm traktorbefahrbar werden (Landschaftsschutzgebiet), 
danach der bestehende, aber abschnittsweise zerstörte, Triebweg saniert werden.

Wieder wurde ein Lokalaugenschein durchgeführt, um die Frage zu klären, ob die-
se Variante in der Natur realisierbar wäre. 

Die LUA ist immer bemüht, auch den Wünschen der Bauern nach Erleichterung 
ihrer Arbeit Rechnung zu tragen, wobei im konkreten Fall jedoch dem Natur- und 
Landschaftsschutz der Vorrang zukam. Die vorgelegte Variante Triebweg-Traktor-
weg stellte dann allerdings eine akzeptable Möglichkeit dar, sowohl dem Bauern 
bei seiner Almarbeit entgegen zu kommen, als auch gleichzeitig die Interessen 
des Naturschutzes zu wahren.

Ein Ansuchen um die notwendigen Bewilligungen erfolgte allerdings nicht. Es 
stellt sich somit 2004 die Frage, inwieweit die Dringlichkeit des Weges noch ge-
geben ist oder nicht. (bp)
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Jagdliche Schutzgebiete 

- durch unglückliche Vorgangsweise auf Eis gelegt
Das Salzburger Jagdgesetz sieht die Errichtung von sogenannten Habitat- und 
Wildbiotopschutzgebieten vor, um den Lebensraum für bestimmte Wildarten zu 
erhalten. In diesen Gebieten gilt – je nach erforderlichem Schutzzweck – ein Wege-
gebot oder sogar ein Betretungsverbot. Aus diesem Grund werden alle Pläne für 
die Ausweisung solcher jagdlichen Schutzgebiete von den alpinen Vereinen mit 
Argusaugen beobachtet.

Habitatschutzgebiet in Zederhaus nur Etikettenschwindel ?
Als erstes Habitatschutzgebiet sollte am nordexponierten Hang des Riedingtales 
in der Gemeinde Zederhaus auf rund 140 ha das Habitatschutzgebiet Rauchwald/
Ödenkar errichtet werden.

Blick ins Riedingtal Foto:sw
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Das im subalpinen Nadelwald gelegene Gebiet ist zwar als Kernzone für Rot- und 
Gamswild ausgewiesen, der Lebensraum der Gämsen befindet sich aber beinahe 
zur Gänze oberhalb der geplanten Schutzzone. Die Gebietsausweisung hätte damit 
fast ausschließlich dem Rotwild gedient. Als Wintereinstand – ein Grund für die 
geplante Ausweisung – ist es aber wegen der Lage auf der Schattseite des Hanges 
ungünstig.

In der Schutzgebiets-Verordnung vorgesehene zeitliche Einschränkung der Jagd 
fiel in die Schonzeit der meisten Wildarten. Das Bejagungsverbot hätte somit 
lediglich die Jagd auf junge Rehböcke, Schmaltiere und Spießer, also auf die 
jagdlich „uninteressanten“ Jungtiere, eingeschränkt. Aufgrund der im Gebiet 
vorhandenen, besonders hohen Wildbestände und wegen der Wildschäden wäre 
eine derartige Einschränkung eher kontraproduktiv. Sinnvoll dagegen wäre die vor-
gesehene jagdliche Beschränkung zum Schutz der Birkhühner. Die Balzplätze und 
Lebensräume dieser Vogelart liegen allerdings außerhalb des geplanten Habitat-
schutzgebietes.

Übrig blieb somit das Betretungsverbot für Wanderer und Skitourengeher, die im 
Habitatschutzgebiet auf zwei Routen gezwungen werden sollten. Auch der Weg 
zum Riedingsee wäre für „Nichtjäger“ gesperrt worden. Massive Proteste der 
alpinen Vereine waren die Folge – durchaus verständlich, war doch der Zweck 
der geplanten Ausweisung offensichtlich nicht der Schutz der Wildtiere. Die Ver-
ordnung wurde von der SPÖ nicht unterzeichnet und damit nicht umgesetzt.

Wildbiotopschutzgebiete zum Schutz der Auerhühner nicht 
umgesetzt
Kurz nach der Gültigkeit des neuen Salzburger Jagdgesetzes im Jahr 1993 be-
antragte der Direktor der Bayerischen Saalforste die Unterschutzstellung von 
Balzplätzen und Wintereinständen des bedrohten Auerhuhnes. Vorgesehen sind 
dafür insgesamt sieben jeweils mehrere Hektar umfassende Gebiete in den Ge-
meinden Unken und Lofer. Obwohl der Grundeigentümer selbst eine Ausweisung 
als Wildbiotopschutzgebiet wünscht, freiwillig auf die Bejagung der Raufußhühner 
verzichtet und auch die forstliche Bewirtschaftung an die Bedürfnisse der Auer-
hühner anpasst, wurde von der Landesregierung bis heute kein jagdliches Schutz-
gebiet ausgewiesen.

Derzeit lehnen die alpinen Vereine eine Ausweisung jagdlicher Schutzgebiete ge-
nerell ab. Offensichtlich wurde mit der Vorgangsweise beim Habitatschutzgebiet 
Rauchwald/Ödenkar viel Porzellan zerschlagen, erwies sich dieses erste Habitat-
schutzgebiet im Land Salzburg doch als ein Musterbeispiel, wie es nicht sein 
sollte. Auch wenn hier die Skepsis der alpinen Vereine bestätigt wurde, wird der 
Schutz des Lebensraumes für bedrohte Tierarten, beispielsweise für das Auer-
huhn, immer wichtiger. Für die LUA ist daher die Lösung dieses Konfliktes und die 
rasche Unterschutzstellung der – mittlerweile als Vogelschutzgebiet nominierten 
Flächen – dringend erforderlich. (sw)
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Neues von der Sulzau 
UVP–Gesetz zwingt „Schotterbarone“ zum gemeinsamen Vorgehen

Eine Vision der LUA könnte bald Realität werden - ausgebeutete Landschaft wird 

saniert

Selten treffen in Salzburg derart unterschiedliche Nutzungen aufeinander wie im 
engen Tal der Salzach zwischen Werfen und Pass Lueg. Die steilen Felswände des 
Hagen– und Tennengebirges verleihen ihm seine Wildheit und Ursprünglichkeit.

An den Flanken dieser Gebirge wird seit Jahrzehnten Hangschutt und Dolomit 
abgebaut. Großflächige Betriebsstandorte zeugen von einer regen Betriebsamkeit 
und wirtschaftlicher Aktivität. Daneben durchschneidet die Tauernautobahn als 
europäische Nord – Südverbindung die Landschaft, begleitet von Eisenbahn und 
Bundesstraße. Gleichzeitig sind die Gebirgsstöcke wegen ihrer hohen ökologischen 
und landschaftlichen Wertigkeit als Landschaftsschutzgebiet, Naturschutzgebiet 
und Europaschutzgebiet ausgewiesen. 

Seit Jahren versucht die LUA, eine auf den betroffenen Landschaftsraum ab-
gestimmte Vorgangsweise beim Gesteinsabbau durchzusetzen. Erschwert wird 
dies durch die verschiedenen Betreiber und ihre unterschiedlichen Nutzungs-
ansprüche, welche eine abgestimmte Vorgangsweise schwer machen.

Nun gibt es einen Lichtstreif am Horizont: das geltende Umweltverträglichkeits-
prüfungsgesetz (UVP-G) kennt den Tatbestand der Kumulierung und des räum-
lichen Zusammenhanges, welcher eine Umweltverträglichkeitsprüfung auslösen 
kann. Gemäß der komplexen Sichtweise des UVP-Gesetzes sind bestehende An-
lagen bei neuen Vorhaben zu berücksichtigen. Das bedeutet für zukünftige Vor-
haben im Raum Sulzau eine Berücksichtigungspflicht der vorhandenen umwelt-
relevanten Eingriffe und damit verbunden eine Chance, diese alten Landschafts-
wunden wieder zu sanieren.

Das erste Umweltverträglichkeitsverfahren wird einen linken Salzachbereich 
betreffen. Die Abbaufelder „Kehlgraben“ und „Eisgraben I-III“ sind in Kürze 
erschöpft. Aus diesem Grund möchte der Betreiber, zur Sicherung des vorhan-
denen Betriebsstandortes, ein neues Abbaufeld nördlich des bestehenden, auf 
einer dem Hagengebirge vorgelagerten Dolomitscholle, eröffnen. Dieses geplan-
te Vorhaben wurde einem UVP–Feststellungsverfahren unterzogen. Die Salz-

Rohstoffabbau in der Sulzau Foto:Abteilung Raumordnung



Tätigkeitsbericht 2002/2003

36

Rohstoffabbau

37

burger Landesregierung als zuständige Behörde bejahte die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung.

Da der Umweltanwalt ex lege Partei im Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren 
ist, wurde die LUA bereits in die ersten Planungsschritte mit einbezogen. Somit 
wird es auch an der LUA liegen, das erste UVP–Verfahren im Raum Sulzau für 
eine wesentliche landschaftliche und ökologische Verbesserung der Ist–Situation 
zu nützen. (bp)

Schotterabbau in Großgmain sichert 
Amphibienschutzprogramm
Seit 40 Jahren wird im Grenzbereich Salzburg – Bayern Schotter gewonnen. Die 
betroffenen Hänge des Untersberges sind mehrfach geschützt:

Landschaftsschutzgebiet, Pflanzenschutzgebiet, Wasserschongebiet und wichtiger 
Lebensraum von auch EU-rechtlich geschützten Amphibien und Reptilien.

Die ursprünglich vorhandene bäuerliche Kulturlandschaft um Großgmain wurde 
in letzter Zeit immer mehr durch Siedlungen, Straßen und Gewerbegebiete stark 
verändert und somit der Lebensraum für Amphibien eingeschränkt. Der geplante 
Schotterabbau und die gleichzeitige Vergrößerung des vorhandenen Gewerbe-
gebietes ermöglichten aus Naturschutzsicht eine zeitgemäße ökologische Gesamt-
lösung.

Dem Fachwissen und der Erfahrung eines Herpetologen kam große Bedeutung 
zu, mussten sich doch sämtliche Planungsschritte an diesen fachlichen Aussagen 
orientieren.

Datenmaterial gab es genug, weil seit Jahren entlang der Großgmainer Landes-
straße, welche den Schotterbetrieb vom Gewerbegebiet trennt, mittels „Zaun 
– Kübelmethode“ die Amphibienwanderung dokumentiert ist. Daher konnten 
konkrete Angaben zur Individuenzahl, zur Artenvielfalt und zur Migration selbst 
getroffen werden.

Aktuelle Erhebungen der vorhandenen Gewässer, Hecken und Waldflächen run-
deten die Untersuchungen ab.

Basierend auf diesen Ergebnissen wurden erste Abbauplanungen und Rekulti-
vierungen vorgelegt, welche eine Zug um Zug Rekultivierung der jeweils abge-
bauten Flächen vorsieht, so dass lediglich ein kleiner Teil der Gesamtfläche ab-
gebaut wird und als offene Landschaftswunde vorhanden ist.

Dies ist deshalb von großer Bedeutung, weil es sich bei den vom Abbau betroffenen 
Waldflächen um Winterlebensräume der Amphibien handelt.

Ziel war eine Verbesserung der Gesamtsituation für Amphibien und Reptilien und 
die Schaffung von Rahmenbedingungen für den weiteren Schotterabbau und 
die geplante Vergrößerung des Gewerbegebietes. Diese ökologische Gesamtsicht 
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konnte auf vorhandene Staatsgrenzen keine Rücksicht nehmen, handelt es sich 
doch um einen Natur- und Landschaftsraum.

Daher wurden grenzüberschreitende Wanderstrecken verbessert, das Angebot an 
Laichgewässern erhöht und insgesamt eine naturräumliche Aufwertung erzielt, 
wobei vor allem auch den Übergängen zum angrenzenden Natura 2000-Gebiet 
große Bedeutung zukam.

Beiderseits der Großgmainer Landesstraße wurden sämtliche Lebensraum-
elemente in kompletter Art und Weise vorgesehen. Um jedoch eine genetische Iso-
lierung durch die Barriere „Straße“ zu vermeiden, mussten Wanderkorridore auf-
gewertet und verbessert werden. Beispielsweise mussten Brückenunterführungen 
amphibienpassierbar gemacht werden. Die Wanderung zu den vorhandenen bay-
rischen Laichgewässern wurde durch einen speziellen Wanderkorridor am Kohl-
grabenbach erleichtert.

Die Neuanlage von einigen Stillgewässern bringt ebenfalls eine Aufwertung des 
ökologischen Potentials mit sich.

Da sich die LUA immer für die Erweiterung bestehender Abbaugebiete vorrangig 
vor Neuaufschlüssen ausgesprochen hat, wurde für die geplanten Erweiterungen 
die Umsetzung des fundiert ausgearbeiteten Artenschutzprogrammes als gute Aus-
gleichsmaßnahme anerkannt. (bp)

Erdaufschüttungen zur Geländekorrektur 
– kein Problem - oder doch?
Geländeverändernde Maßnahmen über 5000 m² sind naturschutzrechtlich zu 
bewilligen. Anfallender Bodenaushub in den Gemeinden wird gerne zur Gelände-
korrektur verwendet, um landwirtschaftliche Flächen leichter bearbeiten zu kön-
nen.

So auch in der Gemeinde Eugendorf, wo eine 2,2 ha große landwirtschaftliche 
Wiese in Hanglage durch zugeführtes Erdmaterial verbessert werden sollte.

Amphibienschutzanlage Foto:M. Kyek
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Der Naturschutzbescheid erging 1997, wobei die Anlage eines Tümpels, sowie 
die Anlage einer Obstwiese als Ausgleich im Sinne des Naturschutzgesetzes vor-
geschrieben wurden. Die gesamte Maßnahme – inklusive Begrünung - sollte 1999 
fertiggestellt sein.

Der bei der Naturschutzverhandlung beigezogene abfallwirtschaftliche Sach-
verständige sprach von einer sinnvollen Verwertung des anfallenden Boden-
aushubes, und die angebotenen Ausgleichsmaßnahmen waren für die LUA eine 
wichtige ökologische Bereicherung in der agrarischen Kulturlandschaft.

Bereits ein Jahr später erfolgte der erste Wiederherstellungsbescheid der Behörde, 
welche im Zuge einer Überprüfung festgestellt hatte, dass sich die betreffende 
Erdbaufirma nicht an die Bescheidauflagen gehalten hatte und munter drauf los 
werkte. So wurde beispielsweise meterhoch Aushubmaterial in den angrenzenden 
Wald geschüttet oder Ziegelbruch zur Befestigung verwendet.

Gegen diesen Wiederherstellungsbescheid wurde durch das Erdbauunternehmen 
berufen, dieser Berufung wurde jedoch nicht stattgegeben, sondern lediglich die 
Frist zur Wiederherstellung verlängert.

In der Zwischenzeit gingen die anfallenden Bodenaushubmengen in Salzburg zu-
rück. Am Markt war nicht mehr soviel Material, wie ursprünglich eingeschätzt, 
vorhanden. Daher wurde vom Betreiber um weitere zwei Jahre Fristerstreckung 
angesucht. Im Zuge der durchgeführten mündlichen Verhandlung wurden er-
neut schwere Mängel bei der Umsetzung des naturschutzrechtlichen Beschei-
des festgestellt und infolgedessen eine Sicherheitsleistung zwecks allfälliger 
Ersatzvornahme von Bescheidauflagen, sowie eine ökologische Bauaufsicht, vor-
geschrieben. Dagegen wurde neuerlich Berufung erhoben und gleichzeitig eine 
Änderung bzw. Ergänzung der Ausgleichsmaßnahme beantragt. Nunmehr würde 
Geld zum Ankauf einer Feuchtwiese im Naturschutzgebiet Wallersee sowie die 
Pflanzung einer Hecke als Verbindung zweier Waldschöpfe angeboten.

In der Zwischenzeit war es 2001 geworden, also bereits zwei Jahre nach der ur-
sprünglichen Fertigstellungsfrist. Der gegenständliche Hang wies noch immer 
meterhohe Erdaufschüttungen ohne Begrünung auf. Infolgedessen erging von 
der befassten Oberbehörde eine Fertigstellungsfrist für sämtliche Maßnahmen 
bis 2002. Inhaltlich wurde die Unterbehörde im Großen und Ganzen bestätigt, 
was Sicherheitsleistung und ökologische Bauaufsicht betraf, lediglich die unter-
schiedlichen Fristen wurden nunmehr abschließend geregelt.

Bei einer neuerlichen Überprüfung der Behörde wurden wieder grobe Mängel 
festgestellt: durchgeführte Bodenproben hatten ergeben, dass die Parameter 
für reinen Bodenaushub nicht eingehalten wurden und infolgedessen die Fläche 
nunmehr als Deponie im Sinne des AWG anzusehen war. Außerdem wurde dem 
Betreiber mitgeteilt, dass mit einer neuerlichen Fristerstreckung nicht mehr zu 
rechnen und daher so rasch als möglich mit einer Begrünung der Flächen zu be-
ginnen sei.
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Und so wurde es 2003:

Die Behörde schrieb eine Überprüfungsverhandlung aus, an der auch die LUA 
teilnahm. Erdoffene Flächen, soweit das Auge reicht, teilweise planiert, teilweise 
nicht. Begründet wurde dieser Zustand mit dem trockenen Sommer und den da-
mit entstandenen tiefen Gräben und Trockenklüften, welche zu einer Setzung des 

Hanges geführt hatten. Sicherungsmaßnahmen mussten ergriffen werden, weil 
nicht auszuschließen war, dass es bei Starkregenereignissen zu Hangbewegun-
gen Richtung unterliegendem Bauernhof kommen könnte. Nach erfolgter Setzung 
während des Winters könnte dann im April 2004 mit der Begrünung begonnen 
werden. Bei Nichteinhalten dieses Zeitplanes müsste eine Ersatzvornahme durch 
die Behörde erfolgen. 

Fazit:

Geländeverändernde Maßnahmen, auch wenn es „nur“ Erdaufschüttungen sind, 
können sehr wohl zu einem Problem werden. (bp)

Erdaufschüttungen in Eugendorf Foto:BH Salzburg-Umgebung
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Motorsportveranstaltungen in der freien 
Landschaft nicht bewilligungspflichtig?
Beim Offroad Festival in Saalbach-Hinterglemm wurden LUA und Natur-

schutzbehörde  trotzdem eingebunden
Das Fahren mit Räderfahrzeugen in der freien Landschaft außerhalb von Flächen, 
die für den Fahrzeugverkehr bestimmt sind, ist nach dem Salzburger Naturschutz-
gesetz (NSchG) verboten. Nach Loos, Salzburger Naturschutzgesetz 1993 (1993) 
Seite 96 werden von diesem Verbot „Straßen und Wege mit öffentlichem Verkehr, 
aber auch solche, die sonst für den Fahrzeugverkehr bestimmt sind“ nicht erfasst. 
Diese Widmung lege „je nach Rechtslage der Eigentümer, Erhalter oder ein sons-
tiger Verfügungsberechtigter fest“. Obwohl dieser Kommentar ausschließlich auf 
Wege und Straßen in der freien Landschaft Bezug nimmt, geht die Naturschutz-
abteilung des Landes (nach telefonischer Anfrage) trotzdem davon aus, dass die 
Ausnahme vom Verbot auch dann gilt, wenn ohne bestehende Wege mitten im 
Gelände, also auf der Bodenvegetation, gefahren wird, so lange nur der Grund-
eigentümer zustimmt. 

Einer naturschutzrechtlichen Bewilligung bedürfen wiederum nur Anlagen für die 
wiederkehrende Benützung zu motorsportlichen Zwecken. 

Für Motorsportveranstaltungen wie das Offroad Festival „Speed of the Alps“ 
in Saalbach-Hinterglemm am 02.-05.10.2003, bei dem keine Anlage für eine 
wiederkehrende Benützung errichtet, sondern lediglich ein Parcours für Endu-
ro-Motorräder im freien Gelände für diese eine konkrete Veranstaltung ausge-
steckt wird, bedeutet dies, dass sie naturschutzrechtlich weder verboten noch 

Veranstaltung auf einer fixen MX-Anlage Foto:hr
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Veranstaltung im Gelände Foto:MSC Hinterglemm

Rekultivierte Fläche Foto:A. Hetz
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bewilligungspflichtig sind. Gerade bei solchen Veranstaltungen, bei denen an die 
1.000 Teilnehmer und bis zu 3.000 Besucher erwartet werden, ist jedoch jedenfalls 
mit erheblichen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes, des Landschaftsbildes 
sowie des Erholungswertes der Landschaft zu rechnen, wenn den Veranstaltern 
nicht entsprechende Auflagen i.S.d. Naturschutzes behördlich vorgeschrieben 
werden. Sich dieser Tatsachen bewusst, hat die LUA bei der Kenntnis Erlangung 
des geplanten Offroad Festivals umgehend Kontakt mit den Veranstaltern, mit 
Ing. Alois Hetz von der Naturschutzabteilung der BH Zell am See sowie mit Mag. 
Helmut Fürst, zuständig für die Genehmigung der Veranstaltungsstätte nach dem 
Veranstaltungsgesetz, Kontakt aufgenommen. Veranstalter und Behörde zeigten 
sich sehr gesprächsbereit. Herr Mag. Fürst sicherte außerdem eine Einbindung 
der LUA im Genehmigungsverfahren zu. Die LUA arbeitete daraufhin gemeinsam 
mit Ing. Hetz einen naturschutzrechtlichen Auflagenkatalog aus, der auch von 
beiden gemeinsam bei der mündlichen Verhandlung zur Veranstaltungsstätten-
genehmigung unter Zustimmung des Veranstalters als Stellungnahme eingebracht 
und vom Verhandlungsleiter Mag. Fürst unverändert als Teil der behördlichen 
Auflagen in den Bescheid übernommen wurde. Neben konkreten Auflagen zur 
Vermeidung von Beeinträchtigungen geschützter Lebensräume wie z.B. Bäche, 
von Wurzelschäden sowie von Bodenverunreinigungen durch austretende Betriebs-
mittel wurde vor allem eine vollständige Rekultivierung der entstandenen Boden-
verwundungen, die Säuberung des Geländes von Abfall sowie die Beseitigung aller 
Schutzanlagen, Absperrungen, Werbeeinrichtungen etc. nach Veranstaltungsende 
aufgetragen. Trotz Regenwetters während der Veranstaltung und der damit auto-
matisch verbundenen größeren Bodenverwundungen konnte das Gelände wieder 
vollkommen rekultiviert werden.

Der Fall zeigt, dass durch ein gutes Gesprächsklima und den Willen, gemeinsam 
eine zufriedenstellende Lösung zu finden, Lücken im Gesetz ausgeglichen werden 
können. Sollte die Veranstaltung in Zukunft regelmäßig auf der gleichen Strecke 
stattfinden, wird im Übrigen eine Parteistellung der LUA nach dem LUA-G zu be-
jahen sein. (hr)

Falkenstein am Wolfgangsee: Brutplatz statt 
Klettersteig
Die markante, senkrecht in den See abfallende Falkensteinwand ist das land-
schaftliche Wahrzeichen des Wolfgangsees. Die Wolfgangsee Tourismus Gesell-
schaft wollte in dieser Felswand einen Klettersteig errichten. Gemeinsam mit 
Alpenverein und Naturschutzbund konnte die LUA den geschützten Landschafts-
teil Falkensteinwand vor dieser Erschließung retten.

Die landschaftliche Schönheit, aber auch die „einzigartige Lebensgemeinschaft 
von Tieren und Pflanzen mit vielen geschützten und gefährdeten Arten“ waren 
Gründe für die Unterschutzstellung. Eine Besonderheit sind die extremen klima-
tischen Bedingungen in der Felswand, welche durch die Südexposition und die 
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Reflexion des Sonnenlichts auf dem See entstehen. Die Vegetation des Trocken-
standorts beherbergt zahlreiche Raritäten, darunter Pflanzen, die erst wieder im 
Mittelmeerraum anzutreffen sind oder seltene Flechtenarten. Aber auch die Fauna 
des Schutzgebietes ist bemerkenswert.

Historisch verbürgter Brutplatz des Wanderfalken
Bereits der Name „Falkenstein“ weist auf ein historisches Vorkommen des Wander-
falken in der Felswand hin. Seit den 1970-er Jahren konnten hier erneut die-
se seltenen Greifvögel angetroffen werden. Außerdem brüten in der Wand noch 
Felsenschwalbe und der Kolkrabe. Die Bedeutung der Falkensteinwand für felsen-
brütende Vogelarten wird daher im Salzburger Felswandkataster als überdurch-
schnittlich wertvoll eingestuft.

Felswände sind für felsenbrütende Vogel-
arten Brutplatz und damit unverzichtbarer 
Lebensraum. Entsprechend empfindlich 
reagieren die Vögel hier auf Störungen, 
beispielsweise durch Kletterer. In der 
besonders sensiblen Fortpflanzungszeit, 
etwa während des Ausbrütens der Eier 
oder während der Aufzucht der Jungen, 
können bereits Einzelereignisse zu einer Aufgabe der Brut führen.

Die LUA hat sich daher, sofort nach Kenntnis über die geplante Errichtung eines 
Klettersteiges, klar gegen diese Erschließung ausgesprochen. Von den Betreibern 
des Klettersteiges wurde daraufhin angeführt, dass die Falkensteinwand ohnedies 
durch „wildes Klettern“ bereits entwertet sei. Seitens der LUA wurde deshalb mit 
dem Österreichischen Alpenverein Kontakt aufgenommen und auf die Problema-

Falkensteinwand am Wolfgangsee Foto:L. Slotta-Bachmayr

Wanderfalke Foto:BirdLife, A. Thaler
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tik hingewiesen. Wie bereits in anderen Fällen herrschte ein konstruktives Ge-
sprächsklima und Verständnis für ökologisch begründete Einschränkungen. Beim 
Falkenstein gebühre der Natur der Vorrang, für das Klettern bestehe ohnedies kei-
ne Notwendigkeit, da in der Umgebung ausreichend Klettermöglichkeiten, etwa 
im Klettergarten Plombergstein, gegeben seien. In einer Informationskampagne 
werden nun die Mitglieder auf die empfindliche Artengemeinschaft aufmerksam 
gemacht und auf das geltende Kletterverbot hingewiesen.

In Presseaussendungen sprachen sich Naturschutzbund und Alpenverein gegen 
den Klettersteig aus. Nach einer ornithologischen Kartierung äußerte sich die zo-
ologische Amtsachverständige ebenfalls negativ. Der Antrag auf Errichtung eines 
Klettersteiges im GLT Falkensteinwand wurde zurückgezogen. (sw)

Golfboom in Eugendorf
Im Ortsteil Kraiwiesen entsteht zweite 18 Loch Anlage – naturnahe
Ein naturnaher Golfplatz für den Breitensport. Das sind die Ziele der Golf-
betreiber.

Die sanfte Hügellandschaft allein soll wirken und erlebbar sein. Keine zusätzlichen 
Geländeveränderungen oder Behübschungen. Lediglich die Abschläge und Greens 
müssen den technischen Vorgaben gemäß aufgebaut und gestaltet werden.

Sensation im Golfplatzareal ist eine römische „Villa rustica“, welche im Zuge von 
Erhebungsarbeiten aufgefunden wurde.

Der Golfsport erfreut sich steigender Beliebtheit und der bestehende Golfplatz in 
Eugendorf, obwohl erst wenige Jahre alt, ist völlig überlastet.

Zukünftiges Golfgelände Foto:K. Erlmoser
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Zu hoffen ist, dass die geplante „Naturnähe“ umgesetzt wird und sich dieser Golf-
platz in Eugendorf nicht ähnlich entwickelt wie der Nachbarplatz, wo anders ge-
baut wurde als bewilligt. (bp)

Schiprojekte
Im Bereich Schierschließungen waren die Jahre 2002/03 in erster Linie von sog. 
„Komfortverbesserungen“ geprägt. Liftbetreiber investieren nach wie vor viel 
Geld dafür, Schipisten möglichst breit und ohne größere Geländeunebenheiten 
bereitzustellen. Dadurch werden zum einen optimale Bedingungen für die Pisten-
präparierung (auch bei Schneemangel) geschaffen, zum anderen erfordern diese 
Schipisten vom Schifahrer keine großen Fertigkeiten. Auch wenig geübte Schi-
fahrer können so die großen Schigebiete bevölkern. Die Ansprüche des Natur-
schutzes, beim Pistenbau möglichst natürliche Geländeformen zu erhalten, sind 
vor diesem Hintergrund schwer durchsetzbar.

Viele Schigebiete sehen ihre Zukunft v.a. im Zusammenschluss mit anderen Ge-
bieten. Auch hier gab es mehrere Projekte, die teils umgesetzt wurden, teils im 
Diskussionsstadium blieben.

Im Folgenden soll eine kurze Darstellung ausgewählter Schiprojekte im Berichts-
zeitraum erfolgen:

Pistensanierung Stubnerkogel
Seit Frühling 2002 ist die LUA mit dem Projekt „Verbesserung der Talabfahrt 
Stubnerkogel“ befasst. Diese Pläne hängen unmittelbar mit einem umfang-
reichen Projekt der Wildbach- und Lawinenverbauung zusammen, das den stark 
rutschgefährdeten Stubnerkogel stabilisieren soll. Dafür sind z.T. großflächige 
Drainagierungsmaßnahmen erforderlich und es wurde außerdem ein umfassen-
des Konzept für Retentionsmaßnahmen erarbeitet. Im Hinblick auf das Gefahren-
potential für die Unterlieger stimmte die LUA diesen Sanierungsmaßnahmen im 
Naturschutzverfahren grundsätzlich zu. Für die Drainagierungsmaßnahmen ist von 
der Seilbahngesellschaft noch eine geeignete Ausgleichsmaßnahme anzubieten.

Schigebiet Rauris
Die Rauriser Bergbahnen befassten im Jahr 2002 die Schikommission mit Plä-
nen, durch die das Schigebiet v.a. für Familien attraktiver werden sollte. Zwei 
übersteile Schlepplifte (Wetterkreuz- und Gratlift), die für ungeübte Schifahrer 
nicht befahrbar sind, sollten entfernt werden. In der ersten Phase sollte eine 
neue Einseilumlaufbahn den oberen Schiraum von Rauris auch für schwächere 
Schifahrer erreichbar machen. Es wurde gemeinsam eine Möglichkeit gefunden, 
möglichst landschaftsverträglich eine sinnvolle Verbesserung für das Schigebiet 
zu erreichen.
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Im Salzachtal wird die Talstation der neuen Seilbahn errichtet Foto:mr

Schigebietsumbau Zwieselalm in Abtenau
Im Schigebiet Abtenau/Gosau (Salzburg und Oberösterreich) sind in den nächs-
ten Jahren große Investitionen für Pistenumbau- und Beschneiungsmaßnahmen 
vorgesehen. Eine wesentliche Umbaumaßnahme auf Salzburger Seite ist die 
Verbreiterung der Abfahrt „Kanonenrohr“. Diese Schipiste wurde vor 30 Jahren 
errichtet und stellt - bedingt durch einen großen Felskopf - ein Nadelöhr im Schi-
gebiet dar. Nach dem Wunsch der Betreiber sollte der Felskopf im Ausmaß von ca. 
6.000 m³ weggesprengt werden. Verschiedene Kuppen und Mulden, die nach An-
sicht der Betreiber ebenfalls einen reibungslosen Schibetrieb behindern, sollten 
ebenfalls entfernt werden. Im Sommer 2003 wurde eine naturschutzbehördliche 
Verhandlung durchgeführt. Von der LUA wurde kritisiert, dass diese Maßnahmen 
in einem (im Vergleich zu anderen Schigebieten) ursprünglichen Schigebiet einen 
negativen Trend einleiten würde, natürliche Geländeformen durch stark technisch 
geprägte „Schiautobahnen“ zu ersetzen. Diese Entwicklung ist generell abzu-
lehnen, auch wenn der Wunsch danach aus schitechnischer Sicht nachvollziehbar 
ist. Da das Salzburger Naturschutzgesetz aber für solche Maßnahmen die Möglich-
keit vorsieht, eine Bewilligung zu erwirken – und zwar über das Angebot von Aus-
gleichsmaßnahmen – konnte diese unerwünschte Entwicklung im konkreten Fall 
nicht verhindert werden. Die LUA stimmte daher dem Vorhaben zu, nachdem 
vom Betreiber umfangreiche geeignete Ausgleichsmaßnahmen angeboten worden 
sind.

Panoramabahn Hollersbach - Resterhöhe
Im Sommer 2001 wurde von der LUA das geplante Projekt, eine Seilbahn von 
Hollersbach auf die Resterhöhe zu errichten, abgelehnt und zwar mit der Begrün-
dung, dass dies im Sinne der „Richtlinien für Schierschließungen im Bundesland 
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Salzburg“ eine unzulässige „Neuerschließung“ sei. Die Fachbeamten des Landes 
teilten diese Meinung nicht und befürworteten diese „Zubringerbahn“. Von den 
Betreibern wurde das Projekt eingereicht und es fand dazu im November 2003 
eine Naturschutzverhandlung statt. Letztendlich wurde eine Bewilligung im öffent-
lichen Interesse erteilt. Die LUA hat auch in der Naturschutzverhandlung auf den 
Widerspruch zur „Schirichtlinie“ hingewiesen und sich im Hinblick darauf gegen 
eine Bewilligung ausgesprochen. Eine Berufung gegen den Bescheid wurde nicht 
eingebracht. Die Aussicht, letztendlich beim VwGH Recht zu bekommen, war ge-
ring, da die „Schirichtlinie“ eine Absichtserklärung der Landesregierung darstellt, 
die rechtlich nicht verbindlich ist. Laut Medienberichten ist eine Verwirklichung 
des Projektes derzeit fraglich, da die Finanzierung nicht gesichert ist. (mr)

Schizusammenschluss Krimml bewilligt
Oberpinzgauer Liftgesellschaften wollten 2002 ihre Schigebiete Königsleiten und 
Krimml zu einem Großschiraum zusammenschließen. Dafür war nach Ansicht der 
LUA jedenfalls eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich. Die Landes-
regierung hat ein solche UVP-Pflicht verneint. Die LUA hat daher gegen diesen 
Bescheid beim Umweltsenat berufen. 

Die neuen Schilifte samt Schipisten würden auf ca. 8 ha einen ökologisch sen-
siblen und wertvollen Lebensraum mit Mooren zerstören und die genauen Aus-
wirkungen können nur im Rahmen einer UVP geklärt werden. 

Das umstrittene Schiliftprojekt im Oberpinzgau wurde von den Betreibern nach 
sechs Monaten zurückgezogen. Damit war auch die Prüfung der UVP-Pflicht des 
Vorhabens für die LUA hinfällig und wurde ebenfalls zurückgezogen.

Es wurde ein neues verkleinertes Projekt eingereicht. Eine Piste und ein Gebäude 
wurden gestrichen, ebenso zwei Bachquerungen und 1,5 ha Rodungen. Dazu 
kamen als Ersatzleistungen 2 km Stromleitungsverkabelung, 43 ha Weidefrei-
stellung, 150 m Sichtschutzpflanzung, ein Forst- und Landnutzungskonzept für 
das Naturschutzgebiet „Siebenmöser“, eine Raufußhuhn-Studie und -Monitoring-
programm bis 2006.

Für die LUA war auch das neue Projekt nicht bewilligungsfähig. Es wurde jedoch 
von der Behörde im überwiegenden öffentlichen Interesse bewilligt. (ww)

Speicherteiche für Beschneiungsanlagen
In den Jahren 2002 und 2003 wurden 20 Beschneiungsanlagen, meist mit einem 
oder mehreren Speicherteichen verhandelt. Dabei ist es gelungen, den von der LUA 
geforderten Standard für Beschneiungsteiche landesweit durchzusetzen. Dazu 
zählen eine besonders sorgfältige landschaftliche Einbindung und ökologische 
Ausgestaltung des Teiches durch eine ökologische Begleitplanung, Flachwasser-
zonen, eine mindestens 1 m tiefe Grundwasserlamelle (die auch bei Leerung des 
Teiches gefüllt sein muss), kein umlaufender Weg auf der Dammkrone, eine kom-
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plett überschüttete Folie, kein Fischbesatz, ein landschaftstypischer Zaun - falls 
erforderlich (am besten keiner oder nur im Winter) und die vollständige Füllung des 
Teiches bis Ende Juni jeden Jahres. Damit ist die ökologische Funktionsfähigkeit 
als Trittsteinbiotop und Rückzugsraum für Wasserorganismen sichergestellt und 
die Landschaft kann auch außerhalb der Wintersaison positiv erlebt werden. (ww)

Der Speicherteich im Herbst 2003 Foto:ww

Der Speicherteich Aineck im Bau Foto:A. Wessely
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Schipistenbeleuchtung Aineck 
Im Jänner 2002 wurde die LUA mit dem Anliegen der Ainecklifte im Lungau kon-
frontiert, eine Schipistenbeleuchtung zu errichten. Und zwar sollte die Schipiste 
der Doppelsesselbahn Aineck in St. Margarethen beleuchtet werden. Es handelt 
sich dabei um eine Piste, die 1700 m lang ist und von der Talstation (auf ca. 
1066 m) bis auf 1532 m reicht. Dabei wird ein Höhenunterschied von etwa 500 
m überwunden. Für diese Schipistenbeleuchtung müssten 48 Stahlrohrmasten 
mit einer Höhe von ca. 14 m errichtet werden. 

Diese Pläne wurden sowohl von der LUA als auch vom Amtssachverständigen für 
Naturschutz abgelehnt, und zwar mit folgender Begründung:

Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
Die beleuchtete Schipiste wäre von weiten Teilen des besiedelten Lungauer Tal-
raumes (10 % der Fläche des Lungaues) aus als großflächiges Lichtband sichtbar. 
Durch die Reflexion von der Schneedecke verstärkt sich dieses Lichtband nach 
oben zu einer „Lichtkuppel“, die die nächtliche Landschaft überstrahlt. Es würde 
somit der nächtliche Landschaftscharakter bzw. das Landschaftsbild erheblich 
negativ verändert werden. 

Gefahr für Zugvögel
Im Lungau befindet sich eine wichtige Route für Zugvögel. Zugvögel orientieren 
sich u.a. an Mond, Sternen und Geländeformationen. Großflächige und starke 
künstliche Lichtquellen überlagern diese Orientierungspunkte und führen zu einer 
Desorientierung der Vögel. Bereits im Februar finden Zugbewegungen statt, im 
März ist der Vogelzug auf seinem Höhepunkt. Durch diese weiträumig sichtbare 
Beleuchtungsanlage würde für die Zugvögel die Gefahr des Verunglückens und die 
Störung der Orientierung massiv ansteigen. Davon abgesehen bedeutet ein Schi-
fahrbetrieb in der Nacht auch eine Störung für Wildtiere, wie etwa Eulen, Hasen, 
Füchse, Rehe etc.

Eine Bewilligung ist aus all den Gründen nach dem Naturschutzgesetz nicht mög-
lich. Es ist auch keine wirksame Ausgleichsmaßnahme für einen derart schwer-
wiegenden Eingriff vorstellbar. Das Projekt wurde seit der Stellungnahme durch 
die LUA vom Betreiber bislang nicht weiterbetrieben. Es bleibt zu hoffen, dass der 
Betreiber endgültig davon Abstand genommen hat. (mr)
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Diabasabbau im Pinzgau – zwei Jahre später
Bereits im Tätigkeitsbericht 2000/2001 wurde berichtet, dass aufgrund der 
Seltenheit und Hochwertigkeit von Diabas sowohl in Maishofen als auch in Saal-
felden konkrete Abbauvorhaben geplant seien.

Mittlerweile wurde das Vorhaben „Tagbau 21“ des Saalfeldener Werkes gemäß 
UVP-Gesetz mündlich verhandelt und wird demnächst bescheidmäßig erledigt 
werden.

Über den 2002 eingebrachten Feststellungsbescheid des Maishofener Betreibers 
wurde im Jänner 2004 letztinstanzlich vom Umweltsenat in Wien abgesprochen. 
Demzufolge ist für den Standort Maishofen keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
notwendig. Die LUA hatte dagegen die Ansicht vertreten, dass aufgrund der Lage 
im Landschaftsschutzgebiet „Lahntal“ und des räumlichen Zusammenhanges mit 
dem Steinbruch in Saalfelden (Luftlinie 3 km!) und der daraus resultierenden 
Kumulierung ein Umweltverträglichkeitsverfahren durchzuführen sei. 

Eine Möglichkeit, gegen die Entscheidung des Umweltsenates Beschwerde beim 
VwGH zu erheben, besteht nicht, sodass der geplante Steinbruch in Maishofen nur 
über die Materiengesetze abgeführt werden wird. 

Eine Entscheidung, die nur schwer in der Öffentlichkeit begründet werden kann, 
bestehen doch sowohl in Saalfelden, als auch in Maishofen sehr aktive Bürger-
initiativen zur Verhinderung des jeweiligen Vorhabens.

Das Werk in Saalfelden hat sich einem aufwendigen Umweltverträglichkeits-
verfahren unterzogen. 36 dicke Ordner als Projektsunterlagen dokumentieren den 
finanziellen und zeitlichen Aufwand. Da dem Umweltanwalt im UVP-Verfahren 
Parteistellung zukommt, war eine intensive Auseinandersetzung der LUA mit dem 

Das Schönangerl - Begehung im Sommer 2003 Foto:hr
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geplanten Vorhaben gegeben. Neben den ökologischen Problembereichen (Auer-
wild, natürlicher Weiher mit Verlandungszone) waren auch Auseinandersetzungen 
mit Anrainern und der Bereich Erholung und Tourismus wichtige Schwerpunkte 
im Entstehungsprozess.

Nach nahezu 4 Jahren wurde dem Projekt „Tagbau 21“ durch die LUA die Umwelt-
verträglichkeit i.S. des UVP-Gesetzes attestiert, wofür allerdings umfangreiche 
Ausgleichsleistungen durch das Werk zu leisten sind. (bp)

UVP-Verfahren IKEA und Europark II
LUA erzielte wesentliche Verbesserungen
Bereits im Tätigkeitsbericht 2000/2001 waren die Großprojekte IKEA neben dem 
bestehenden Einkaufszentrum Europark und die geplante Erweiterung des Eu-
roparks („Europark II“) im Salzburger Stadtteil Taxham ein Thema. Die beiden 
Projekte waren aufgrund ihres räumlichen Zusammenhanges in ihren Umweltaus-
wirkungen gemeinsam zu betrachten, wurden aber aufgrund des unterschiedlichen 
Planungsfortschrittes getrennt behandelt. Beide UVP-Verfahren sind mittlerweile 
abgeschlossen. 

Die Beharrlichkeit der LUA, mit der sie immer wieder auf das massive Verkehrs-
problem bei der Verwirklichung dieser Großprojekte und die gesundheits-
gefährdende Ist-Situation in Taxham hingewiesen hat, hat sich bezahlt gemacht. 
Gemeinsam mit den betroffenen Anrainern wurde ein umfassendes Verkehrs-
konzept erarbeitet und die LUA gab ein externes Verkehrsgutachten in Auftrag. In 
der mündlichen Verhandlung im UVP-Verfahren für die Errichtung des Einrichtungs-
hauses IKEA am 20./21.08.2002 forderte die LUA eine Reihe von Maßnahmen 
zur Beweissicherung und Nachkontrolle, wie z.B Verkehrszählungen, Lärm- und 
Luftschadstoffmessungen durch unabhängige Stellen, und konnte schließlich der 
Ansiedlung von IKEA zustimmen. Dass es richtig war, sich dem Verkehrsproblem 
ordentlich zu stellen und eine zufriedenstellende Lösung dafür zu finden, zeigte 
die Eröffnung von IKEA am 19.11.2003, die trotz des Massenansturms das Ver-
kehrsnetz nicht zusammenbrechen ließ. 

Bestehender Europark Foto:hr
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Nach dem UVP-Feststellungsverfahren für Europark II im Jahr 2002 wurde 
schließlich 2003 die UVP auch für dieses Projekt abgeführt und dessen Umwelt-
verträglichkeit bejaht. Spatenstich für Europark II war am 16.01.2004. 

Neben den Lärmschutzmaßnahmen für die Anrainer und einem auf breiten Kon-
sens stehenden Verkehrskonzept, das auch den Ausbau des öffentlichen Verkehrs 
durch die Elektrifizierung der vorhandenen und den Einsatz einer zweiten O-Bus-
linie beinhaltet, konnte die LUA in den beiden Verfahren IKEA und Europark II ein 
umfangreiches Freiraum- und Bepflanzungskonzept, die Verwendung von insekten-
freundlichen Lampen sowie die Anlage eines Amphibienteiches erreichen. Nicht 
umgesetzt werden konnte hingegen bisher die Lärmschutzwand entlang der Bahn-
strecke Salzburg-Freilassing, da diese erst mit dem dreigleisigen Ausbau der Stre-
cke realisiert werden soll. 

Nicht zuletzt ist schließlich auch zu betonen, dass trotz des positiven Ausgangs 
von IKEA und Europark II aus den in den Verfahren beigebrachten Gutachten ein-
deutig hervorgeht, dass für einen weiteren Verkehrserreger in diesem Gebiet keine 
Umweltverträglichkeit mehr zu erreichen sein wird. (hr)

Ausbau der Tauernautobahn
Bereits 1999 beschloss die Salzburger Landesregierung den Ausbau der Tauern-
autobahn durch zwei zusätzliche Tunnelröhren. Gleichzeitig muss die Umwelt-
situation verbessert werden und eine Umweltverträglichkeitsprüfung für diese 
Vorhaben wurde - auch von der Landespolitik - verlangt. 

Im Rahmen einer UVP sollten alle unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen 
auf die Schutzgüter Mensch, Tiere und Pflanzen, Wasser und Luft untersucht wer-
den. Da dem Umweltanwalt im Verfahren Parteienrechte zukommen, wurde die 
LUA von Beginn an in die Beratungen einbezogen.

Mehrere NGOs gründeten mit Unterstützung des „Transitforum Österreich“ eine 
„Interessensgemeinschaft Tauerntunnel“ mit dem Ziel, eine zweite Tunnelröhre zu 
verhindern, Sofortmaßnahmen zur Verbesserung der Umweltsituation umzusetzen 

IKEA neben Einkaufszentrum Europark Foto:dt
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und höchstens einen zusätzlichen Rettungsstollen zu errichten.

Auch die Pongauer und die Lungauer Anrainergemeinden der Tauernautobahn 
stellten Forderungen an die zuständigen politischen Gremien, um die bestehen-
den Belastungen durch den Gütertransitverkehr zu verringern. Zwei Schwerpunkte 
finden sich immer wieder:

Die Reduktion des Lärmes und die Reduktion der emittierten Luftschadstoffe.

Die LUA wurde vom Landtagsabgeordneten Rossmann gebeten, die Lungauer Ge-
meinden beratend zu unterstützen. Die am schwersten von der Tauernautobahn 
betroffene Gemeinde Zederhaus ersuchte die LUA ebenfalls um Hilfestellung.

Im Rahmen von zahlreichen Abendveranstaltungen mit Spezialisten verschiedener 
Umweltfachgebiete und an Gemeindesprechtagen wurden die Anliegen der be-
troffenen Bevölkerung erhoben und in den Kriterienkatalog für die zukünftigen 
Untersuchungen und Maßnahmen aufgenommen. Die mit der Planung betraute 
ÖSAG hat alle Grundlagenerhebungen und Untersuchungen in der Qualität einer 
UVP geführt. 

Feststellungsantrag durch LUA 
Für die LUA steht fest, dass die geplanten Tunnelbauten eine Einheit darstel-
len, starke Wechselwirkungen im Umweltbereich haben und daher einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung unterzogen werden müssen. Die geplanten Umwelt-
entlastungsmaßnahmen (Einhausungen, Lärmschutzmaßnahmen etc.) sind 
ebenfalls als Teil des Gesamtprojektes zu sehen. Sie sind nämlich grundlegende 
Voraussetzung für einen „umweltverträglichen“ Autobahnausbau. Auch die „Alpen-

Tauernautobahn bei Zederhaus Foto:ww
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konvention“, die für Österreich verbindlich ist, schreibt für größere Infrastruktur-
maßnahmen im Bereich Verkehr die Durchführung einer UVP vor. 

Dementsprechend wurde von der LUA im Oktober 2002 ein Feststellungsantrag 
an das Verkehrsministerium gestellt. Dieses folgte der Rechtsmeinung der LUA 
nicht. Es hat die beiden Tunnelbauten als getrennte Vorhaben beurteilt, jeder der 
beiden Tunnel sei zu kurz, um eine UVP-Pflicht auszulösen. Auch die Umwelt-
entlastungsmaßnahmen seien nicht als Teil des Projektes zu werten. 

Gegen diesen Bescheid hat die LUA gemeinsam mit dem Land Salzburg und den 
betroffenen Gemeinden den VfGH angerufen. Die Reaktion des VfGH war bisher 
ernüchternd. Anstatt sich inhaltlich mit der Frage einer UVP-Pflicht auseinander 
zu setzen, prüft der VfGH derzeit die Frage, ob die LUA überhaupt berechtigt ist, 
den VfGH anzurufen. Zu dieser Frage wurde von den Umweltanwaltschaften Öster-
reichs ein Rechtsgutachten in Auftrag gegeben. Das Verfahren beim VfGH ist zum 
Zeitpunkt der Berichterstattung noch anhängig. (ww, mr)

Salzburg 2010 – Olympische Winterspiele 
und Nachhaltigkeit
Die Stadt Salzburg bewarb sich gemeinsam mit mehreren Austragungsgemein-
den in den Bundesländern Salzburg, Steiermark und Tirol um die Austragung der 
Olympischen Winterspiele 2010. Ein Kernteam, bestehend aus der Landesum-
weltanwaltschaft, einem Vertreter der Umweltbehörde des Landes sowie des Öster-
reichischen Ökologie-Instituts wurde im Mai 2002 beauftragt, ein Umweltaktions-
programm auszuarbeiten. Dieses Programm sollte die Eckpunkte für eine umwelt-
verträgliche Vorbereitung und Durchführung der Großveranstaltung umfassen. In 
drei Workshops wurden weitere Fachbeamte der Bundesländer, die Umweltanwalt-
schaften aus Tirol und der Steiermark sowie Vertreter der Austragungsgemeinden 
eingebunden. Das Programm war Teil des Bewerbungsdokuments und wurde der 
IOC-Expertenrunde im März 2003 präsentiert.

Zusätzlich wurden Gespräche und Workshops zur Einbindung von NGOs durch-
geführt, die gegenüber der Olympia-Bewerbung sehr kritisch eingestellt waren. 
Ein Forderungskatalog mit Naturschutz- und Verkehrsmaßnahmen wurde erarbei-
tet, als Basis für ein mögliches Grundsatzabkommen zwischen dem Organisations-
komitee und einer NGO-Allianz.

Insgesamt bestand zwischen allen Akteuren Konsens darüber, dass die infra-
strukturellen und organisatorischen Maßnamen, die im Rahmen der geplanten 
Olympischen Winterspiele zu setzen sind, nicht vorrangig auf ein dreiwöchiges 
Ereignis beschränkt bleiben sollten. Vielmehr ist auf die Lösung jener gravieren-
den Probleme abzuzielen, die (auch ohne Olympische Spiele) von touristischen 
Spitzenbeanspruchungen in sensiblen Alpenregionen und von der gegebenen 
Verkehrsbelastung im Salzburger Zentralraum ausgehen. 

Im Umweltaktionsprogramm wurden daher Rahmenvorgaben und Maßnahmen 
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formuliert, die den Impuls der Olympischen Großveranstaltung nützen, um eine 
dauerhafte Verbesserung der Umweltsituation einzuleiten. Als Vermächtnis der 
Olympischen Winterspiele, durchaus im Sinne der IOC-Grundsätze, müsste ein 
„Nachhaltiges Salzburg 2010“ angestrebt werden. Der Maßnahmenkatalog um-
fasste daher u.a. Projekte für die Attraktivierung des öffentlichen Verkehrsnetzes 
in Stadt + Region, Programme für eine energetische Sanierung von Gebäuden 
und Infrastrukturen, ein verbessertes Abfallmanagement für Tourismusgemeinden 
sowie Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen für die beanspruchte alpine Kultur-
landschaft.

Nach dem Scheitern der Salzburger Bewerbung ist abzuwarten, ob die Ansätze zur 
Weiterentwicklung der regionalen Strukturen in Richtung Zukunftsfähigkeit und 
Nachhaltigkeit auch ohne das Zugpferd „Olympia 2010“ angegangen werden. Das 
Erfordernis dazu ist jedenfalls gegeben. (M. Koblmüller, ww)

Die Sanierung der unteren Salzach
Vor dem 19. Jahrhundert gab es im Salzachtal Naturraum im Überfluss. Der Fluss 
war eine reale Bedrohung für Mensch, Tier und Produktionsflächen. Der Fluss war 
nicht beherrschbar (Mittersill = Venedig der Alpen), weil es wenig Mittel, techni-
sche Möglichkeiten und kaum Organisation (nur lokale Wasserverbände, 1. Ver-
bauungen im 15. Jhdt.) gab.

Die Übernutzung der Wälder (Salinen, Bergwerke, Verhüttung) brachte eine starke 
Geschiebezunahme in die Salzach. Deshalb entwickelten sich zu Beginn des 19. 
Jhdts. im Oberpinzgau die „Pontischen Sümpfe Salzburgs“. 1891 entstand das 1. 
Salzachkraftwerk und die Papierfabrik in Hallein. Geld, Organisationsstruktur und 
Know-How des Staates kamen hinzu (Wasserbauverwaltung, Landesbaudirektion). 
Eisenbahn und Straßen wurden gesichert, die Beherrschbarkeit und Kalkulier-
barkeit des Flusses war dabei oberstes Ziel. 

Nach den beiden Weltkriegen schritt die Wirtschaftsentwicklung rasch voran, die 
Landnutzung wurde maximiert, der Nutzungsdruck stieg weiter. Die Salzach wurde 
total ausgebaut, es entstand der Kraftwerksstufenplan, im Fluss und in den Auen 
wurde Schotter gewonnen. Naturraum war kaum mehr vorhanden, die Verbauung 
stieß technisch an die Grenzen, der Hochwasserschutz war gesichert, die Fluss-
sohle nicht. 

Daraus entstand ein erster Prozess zur Sanierung, die Gesamtuntersuchung 
Salzach (GUS 1992-1997). Als ein Ergebnis sind heute die Reste der Salzach 
und ihrer Au nördlich der Stadt Salzburg geschützt (Natura 2000, NSchG). Es 
folgte die Wasserwirtschaftliche Rahmenuntersuchung Salzach (WRS 1995 - 
2000) und, daraus entwickelt, das Revitalisierungsprojekt Salzachsanierung, das 
gemeinsam mit Bayern und Oberösterreich einer Raumverträglichkeitsprüfung un-
terzogen wird.

Ziel der Raumverträglichkeitsprüfung Salzachsanierung ist die Wiederherstel-
lung stabiler flussmorphologischer Verhältnisse, die Erreichung einer erhöhten
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Struktur- und Artenvielfalt im Auenökosystem sowie die Gewährleistung eines 
100-jährigen Hochwasserschutzes. Der Untersuchungsraum erstreckt sich von 
Salzach km 11,0 bis zur Mündung der Saalach in die Salzach bei Salzach km 
59,3. Es wurden verschiedene Varianten untersucht, die sich im wesentlichen 
durch die Intensität der Sicherungen (Rampen) unterscheiden. 

Besonderes Gewicht muss bei der Sanierung der Unteren Salzach auf die Wieder-
herstellung einer leitbildgemäßen Flusslandschaft mit möglichst hoher Dynamik 
gelegt werden. Die Aufweitungsvariante, ausführlich beschrieben im Fachbericht 
Nr. 7 der WRS, kommt diesen Vorgaben eindeutig am nächsten, der gute öko-
logische Zustand der Salzach wird damit auch im Freilassinger Becken erreicht. 
Bei der noch ausstehenden Naturverträglichkeitsprüfung gemäß Richtlinie der 
Europäischen Union wird von der LUA darauf besonderes Augenmerk gelegt
werden. (ww)

SUP-Abfallwirtschaft Salzburg 
Für das Bundesland Salzburg wurde im Jahr 2003 eine Strategische Umwelt-
prüfung Abfallwirtschaft durchgeführt. Dieses SUP-Verfahren erfolgt auf frei-
williger Basis. Ab Mitte 2004 ist eine SUP nach einer EU-Richtlinie zwingend für 
alle Pläne und Programme vorgeschrieben, die erhebliche Auswirkungen auf die 
Umwelt haben. 

In insgesamt fünf Großgruppen-Workshops trafen sich Vertreter der Umwelt-
behörde und beauftragte Expertenteams mit der qualifizierten Öffentlichkeit (Ver-
treter der Wirtschaft, Kammern, Gemeinden, Abfallwirtschaftsverbände, Umwelt-
anwaltschaft). Ziel war eine konsensuale Bewertung unterschiedlicher Szenarien, 
die grundsätzlich auf eine möglichst umweltverträgliche, kostengünstige und 
gesellschaftlich akzeptable Abfallbehandlung und Verwertung abzielen. Umwelt-
relevante Bewertungskriterien (wie z.B. die Bilanzierung von Luftschadstoffen) 
waren daher ebenso anzuwenden wie qualitative Aspekte (Entsorgungssicherheit, 
Convenience für Letztverbraucher, etc.). Eine Übereinstimmung in der Bewertung 
möglicher Varianten wurde angestrebt. Die Standpunkte und Sichtweisen aller Be-
teiligten wurden in der Endbewertung mit berücksichtigt.

Mit der Strategischen Umweltprüfung ist es gelungen, die Diskussion über die Zu-
kunft der Abfallwirtschaft im Bundesland Salzburg übersichtlich und transparent 
zu gestalten. Die zukünftige Abfallwirtschaftsplanung wird auf den Ergebnissen 
der SUP aufbauen können. Das Ökologie-Institut übernahm in diesem Planungs-
prozess - zusätzlich zur inhaltlichen Bearbeitung - auch die Aufgabe der Projekt-
steuerung und Kommunikation. (M. Koblmüller, ww)
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Bahnanschluss für Gewerbegebiete 
Verlagerung von Transporten auf die Schiene
Da der Kfz-Verkehr die Umwelt belastet, bemüht sich die LUA, auch LKW-
Transporte auf die Schiene zu verlagern. Im Berichtszeitraum sind erstmals deut-
liche Erfolge zu vermelden. 

Bei der Deponieräumung in Puch-Urstein konnten 170.000 Tonnen auf der Schiene 
transportiert werden. Damit wurden 20.000 LKW-Fahrten eingespart. Für das 
Gewerbegebiet ist ein Bahnanschluss geplant.

Die Abfallbehandlungsanlage in Siggerwiesen erhielt einen Gleisanschluss. Die 
jährlich etwa 80.000 Tonnen zu verbrennenden Reststoffe werden auf der Bahn 
transportiert und damit 8.000 LKW-Transporte pro Jahr eingespart. 

Die Salzburger Holzindustrie Kaindl führt in Kooperation mit der SETG/SLB 
„Shuttle-Züge“ zwischen dem Stammwerk der Fa. Kaindl in Salzburg-Liefering 
und Hüttau. Es handelt sich hierbei ebenfalls um eine echte Umlagerung von der 
Straße auf die Schiene. 

Das MDF-Werk Hallein ist ein weiterer Kandidat für die Verlagerung von LKW-
Transporten auf die Bahn. Aus dem Zillertal werden große Mengen Hackschnitzel 
per LKW nach Hallein befördert. Leider fehlt hier noch der Bahnausbau im Ziller-
tal, der für den Bahntransport Voraussetzung ist. 

Am 26.01.2004 beschloss die Salzburger Landesregierung Gleisanschlüsse für 
Betriebe zu fördern. Wichtige Schritte in eine nachhaltige Richtung, die wesent-
lich vom Einsatz der Salzburger Lokalbahn (SLB) mitgeprägt sind.

Die LUA fordert für die großen Steinbrüche und Schottergruben in der Sulzau
(Gemeinde Werfen) einen Bahnanschluss. Daran werden wir weiter arbeiten. 
(ww)

Das Gewerbegebiet Puch-Urstein zwischen Salzach und Bahn Foto:Spirk und Partner
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Umfahrung gewünscht – 
Fahrtechnikzentrum bekommen
Die Wiener Straße B 1 verläuft mitten durch Strasswalchen. Aus diesem Grund hat 
bereits 1993 die Marktgemeinde Umfahrungsvarianten erstellen lassen. Ab 1998 
befasste sich die Straßenbauabteilung des Landes mit der Realisierung eines Pro-
jektes. Die LUA wurde von der ersten Besprechung an in das geplante Vorhaben 
eingebunden. Wichtig, weil es verschiedene Bürgerinitiativen gab, welche große 
Bedenken gegen die Realisierung der einen oder anderen Trasse hatten. Präferiert 
wurde eine Art Ringlösung mit großräumiger Umfahrung Strasswalchens.

Erschwerend bei der Trassenfindung war die bestehende Westbahnstrecke der 
ÖBB, sowie die Lokalbahn Richtung Braunau. Da geplant ist, zwischen Wien und 
Salzburg die Hochleistungsbahnstrecke (Geschwindigkeiten um 200 km) aus-
zubauen und völlig neu zu trassieren, ergab sich für die Umfahrung Strasswalchen 
ein Unsicherheitsfaktor. Es konnten 1998 von der ÖBB noch keine verbindlichen 
Trassen angeführt werden, sodass man im Projektteam übereinkam, die konkreten 
Bahnplanungen abzuwarten, um nicht durch Straßenplanungen eine potentielle 
Trasse der Hochleistungsbahn zu verplanen oder Bohrprogramme zweimal durch-
führen zu müssen.

Prinzipiell wurden Tunnellösungen angedacht, wobei man sich auch eine Kombi-
nation von Schiene und Straße vorstellen konnte.

Im Jahr 2000 wurden die Fachgespräche wieder aufgenommen. 

Der Vertreter der Hochleistungsbahn (HL-AG) berichtete von einem Planungsstop. 
Eine Entscheidung über einen Trassenkorridor könne frühestens in 2 Jahren er-
folgen. Eine Entkoppelung der beiden Planungen werde begrüßt.

Auch die Marktgemeinde Strasswalchen forderte eine rasche Umsetzung einer 
Umfahrung und Trennung von der HL. 

Mittlerweile wurde das Straßenbaubudget um 15 % gekürzt, sodass das Land 
auch bei Neubauvorhaben kürzen musste. Für die betroffenen Gemeinden heißt 
das wieder einmal: bitte warten!

2001 ging es weiter: nach mehr als 2 Jahren Planungspause sollte nunmehr 
mit Hochdruck weiter an einer Verkehrsentlastung für Strasswalchen gearbeitet
werden.

Ein Baubeginn 2006 wurde als realistisch ins Auge gefasst.
2002 erfolgte der Hinweis von OÖ, dass eine schnelle Verbindung des Raumes 
Braunau – Salzburg via Strasswalchen geplant sei. Der gesamte Korridor zwischen 
Braunau und Strasswalchen wird untersucht.
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Letzte Meldung (2004) der Straßenbauabteilung
Die Planungen für die Umfahrung Strasswalchen laufen und nach Fertigstellung der 
Umfahrung Henndorf soll Strasswalchen realisiert werden, wobei vorerst – wegen
 der angespannten budgetären Situation - die Tunnellösung „Fa. Lagermax“ und 
„Bahnunterführung Steindorf“ realisiert werden kann. Eine Teilvariante, die von 
der LUA mitgetragen wird, weil sie einerseits eine sinnvolle Entlastung des Orts-
kernes mit sich bringt, und anderseits mit keinen großen landschaftlichen oder 
ökologischen Eingriffen verbunden ist.

Salzburg besitzt ein großes Fahrtechnikzentrum beim 
Brandlhof in Saalfelden
In Hinblick auf den „Mehrphasen-Führerschein“ wird es notwendig sein, im Land 
mehrere ähnliche Anlagen zu errichten, um den Führerscheinneulingen geeignete 
Areale für Trainingszwecke bzw. Feedbackprüfungen anbieten zu können.

2002 wurde am Ortsrand von Strasswalchen ein derartiges Zentrum gebaut. Die 
Realisierung war, wie so oft, nicht unproblematisch.

Zwischen Steindorf und Strasswalchen liegt ein ausgedehntes Gewerbegebiet. 
Eine unverbaute Lücke gab es noch, direkt an der B1 gelegen, direkt an ein Wohn-
gebiet angrenzend. Die Bewohner fürchteten um ihre Lebensqualität. Erhöhte 
Lärmbelästigungen durch die Trainingsfahrten, Staubentwicklung und verminderte 
Sonneneinstrahlung durch allfällige Dammschüttungen wurden ins Treffen
geführt. Widerstand wurde angekündigt.

Die Nachbarn wandten sich an die LUA um Unterstützung. Alle Beteiligten trafen sich 
am Runden Tisch und besprachen die anstehenden Probleme und deren mögliche
Lösungen. Der ARBÖ, als Betreiber des Fahrzentrums, zeigte sich offen für die 
Ängste der Nachbarn und so konnten gemeinsam Strategien zur Verminderung 
der Emissionen geschaffen werden. Diese Vorschläge wurden in die Planung auf-

Fahrsicherheitszentrum Strasswalchen Foto:bp
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genommen und realisiert, wobei immer wieder das Gespräch mit den Nachbarn 
gesucht wurde.

Seit der Eröffnung im Herbst 2003 wurde der LUA immer wieder bestätigt, dass 
das Fahrtechnikzentrum keinerlei Verschlechterung der Lebensqualität der Nach-
barn mit sich gebracht hat und ein Zusammenleben auf engem Raum möglich ist. 
(bp)

Fahrsicherheitszentrum Stegenwald
Weniger Bedenken als in Strasswalchen im Hinblick auf eine mögliche Lärmbeein-
trächtigung begegneten der Realisierung des Fahrsicherheitszentrums Stegenwald 
in Werfen, das im August 2003 verhandelt wurde. Das knapp zwei Hektar große 
Areal liegt neben dem Gasthaus und Jagdzentrum Stegenwald. Die unmittelbar 
anschließende B 159 und die ÖBB-Strecke sowie die sich in der Nähe befindliche 
A 10 Tauernautobahn verursachen erheblich mehr Lärm, als durch den Betrieb 
des Fahrsicherheitszentrums zu erwarten ist, sodass der Erholungswert der Land-
schaft nicht wesentlich beeinträchtigt i.S.d Salzburger Naturschutzgesetzes 
(NSchG) wird. 

Wie das Fahrsicherheitszentrum in Strasswalchen soll jenes in Werfen als Trainings-
areal zur Weiterbildung von Führerscheinneulingen und zusätzlich zur Sicher-
heitsausbildung von Autofahrern generell dienen. Die Führerscheingesetz-Novelle 
(BGBl I 2002/129) brachte es mit sich, dass seit Jänner 2003 die Führerschein-
ausbildung für PKW und Motorräder in zwei Phasen erfolgen muss. Im Rahmen 
der zweiten Ausbildungsphase ist neben einem verkehrspsychologischen Gruppen-
gespräch und Perfektionsfahrten auch die Durchführung eines Fahrsicherheits-
trainings auf einem geeigneten Übungsgelände durchzuführen. Die Mindestkri-
terien für die Größe und Ausstattung solcher Übungsplätze sind in der ebenfalls 
novellierten Führerscheingesetz-Durchführungsverordnung (Novelle BGBl II 
2002/495) enthalten (z.B. Dimension von mindestens 150 mal 40 Metern, Vor-
handensein von Rutschflächen, Kreisbahnen, Bewässerungsanlagen etc.). 

Beim Fahrsicherheitszentrum Stegenwald haben sich mehrere Fahrschulen zu einer
GmbH zusammengeschlossen, was nicht nur hilft die Kosten zu reduzieren, son-
dern auch positiv für die Natur ist, da der Landschaftsverbrauch auf diese Weise 
minimiert werden kann und nicht jede einzelne Fahrschule „ihr eigenes Süppchen 
kocht“. Zudem können für den ebenso rechtlich vorgeschriebenen Seminarraum 
die Räumlichkeiten des Jagdzentrums Stegenwald genützt werden. Trotz dieser opti-
malen Ausgangslage konnte das Fahrsicherheitszentrum aufgrund seiner Größe, 
der erforderlichen Flächenversiegelungen und des Umstandes, dass aus Sicher-
heitsgründen keine Bepflanzung auf dem Übungsareal möglich ist, nur unter 
Anwendung der Ausgleichsregelung des § 51 NSchG bewilligt werden, weil der 
Eingriff in das Landschaftsbild erheblich ist. Als Ausgleichsmaßnahmen wurden 
die Setzung einer Baum- und Strauchhecke auf einer Länge von 100 Metern im 
Bereich des Schießkanals des Jagdzentrums sowie die Pflanzung von fünf Winter-
linden auf dem bestehenden Parkplatz vorgeschrieben. Diese Maßnahmen sind 
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nicht nur landschaftsästhetisch, sondern (insbesondere die Hecke) auch öko-
logisch wirksam und bieten sich durch ihre Situierung in unmittelbarer Nähe des 
Eingriffsortes optimal als Ausgleich für die Landschaftsbeeinträchtigung an. 

Das Fahrsicherheitszentrum Stegenwald soll bis Ende Mai 2004 fertiggestellt 
sein. (hr)

Kienbergwand – Landesstraße: Romantik 
bleibt
So viel wie bei dieser, 102 Jahre alten, verträumten Straße am lauschigen Südufer 
des Mondsees, wurde selten geplant.

Steinschlag- und Felssturzereignisse hatten zu einer Sperre der beliebten Pano-
ramastraße entlang des Mondsees geführt. Die steil in den Mondsee abfallende 
Kienbergwand erforderte bei der technischen Planung ein sensibles Eingehen in 
den vorhandenen Naturraum, was von der LUA immer wieder eingefordert wurde.

Gemeinsam mit dem Land Oberösterreich wurde ein Straßenprojekt entwickelt:

Ein seenaher Radweg, der in den kritischen Bereichen galerieartig geführt wird 
und eine davon getrennte schmale Straße für die zahlreichen Pendler aus dem 
Atterseeraum. Auch diese Straße führt aus Sicherheitsgründen abschnittsweise 
durch Tunnels. Lkws bleiben draußen und müssen weiterhin den Umweg über 
Mondsee nehmen.

Die Landeshauptleute von Oberösterreich und Salzburg hatten sich persönlich für 
die Finanzierung dieser beliebten Ausflugsstraße eingesetzt. Am 9. September war 
es dann endlich soweit: der Tunnelanstich wurde im Festzelt gefeiert.

Bereits im Herbst 2004 soll die neue Verkehrsverbindung für die Benützung frei-
gegeben werden. Dass der neue Verkehrsweg der Seenlandschaft gerecht wird, ist 
auch der LUA zu verdanken. (bp)

Kienbergwand-Landesstraße Foto:OÖ Landesbaudirektion



Tätigkeitsbericht 2002/2003

66

Verkehr

67

Landesmobilitätskonzept 2002
Umweltbelastungen durch den Kraftfahrzeugverkehr und mangelnde Attraktivität 
des Öffentlichen Verkehrs waren 1991 der Beginn einer aktiven und zielorientierten 
Mobilitätspolitik in Salzburg. Viele der damals angesprochenen Maßnahmen und 
Projekte konnten umgesetzt werden. Erwähnt sei nur die Einrichtung eines landes-
weiten Verkehrsverbundes, die Neuordnung des öffentlichen Personennahverkehrs 
in Regionaltakten, oder der Ausbau des Schienenpersonennahverkehrs im Salz-
burger Zentralraum (NAVIS). 

Die 2002 durchgeführte Evaluierung zeigte, dass eine Reihe von Problemen je-
doch nicht gelöst werden konnten, bzw. neue Probleme entstanden sind.

Großflächige neue Gewerbegebiete um die Landeshauptstadt Salzburg und im 
benachbarten Bayern führen zu massiven Verkehrsströmen, sodass eine Ab-
stimmung der Raum- und Verkehrsplaner von Salzburg und Bayern unumgänglich 
erscheint.

Entgegen der Vereinbarung zum Klimaschutz (Kyoto) ist der Transit und der haus-
gemachte Straßenverkehr weiter angestiegen.

Begünstigt wird diese Entwicklung auch durch europäische und nationale Entwick-
lungen. So sind beispielsweise Benützungsentgelte bzw. Mauten nicht verursacher-
gerecht, die Ausweitung der EU auf die Reformstaaten wird auch in Salzburg
zu einer Erhöhung des Transitaufkommens führen.

Das Landesmobilitätskonzept 2002 erarbeitete Maßnahmen zur Bewältigung an-
stehender Probleme:

Der Ausbau des öffentlichen Verkehrs ist weiter voran zu treiben, die Attraktivität 
zu erhöhen. Gegenwärtig bestehen landesweit Unterschiede in der Versorgung 
mit öffentlichem Verkehr. Ziel ist es, im Land Salzburg die gesetzten Mindest-
bedienungsstandards landesweit zu erreichen. Dafür sind zusätzliche Verkehrs-
leistungen in der Größenordnung von 1,0 Mio. Euro jährlich erforderlich.

Entwicklung Güter- und Transitverkehr 1991-2000 im Querschnitt A 10 - Katschbergtunnel 
Quelle:Salzburger Landesmobilitätskonzept 2002
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Denn die Vorteile des öffentlichen Verkehrs sind für den Kunden nur dann gege-
ben, wenn seine gesamte Wegestrecke optimiert ist. Der Gestaltung des Netzes 
mit Verknüpfungspunkten und Bedienungsstandards kommt daher große Bedeu-
tung zu.

Ein landesweiter, integrierter Takt-
fahrplan steigert die Attraktivität 
des öffentlichen Verkehrs. Für das 
Land Salzburg bietet sich an, so-
wohl den Schienenverkehr, als auch 
den Busverkehr in den „Salzburg 
Takt“ zu integrieren. Damit können 
auch bereits bestehende Takte in 
den einzelnen Bezirken zu einem 
landesweiten Konzept zusammen-
geschlossen und aufeinander ab-
gestimmt werden.

Zentraler Bestandteil des zukünftigen Verkehrsangebotes wird die S–Bahn Salz-
burg sein. Mit einem Investitionsvolumen von 218 Mio. Euro wird auch ein ent-
sprechender Impuls für die Wirtschaft gesetzt. Daneben kommt dem Ausbau der 
Lokalbahn Vorrang zu.

Ein wesentlicher Aktionsbereich für die Mobilitätspolitik des Landes Salzburg 
bildet die Gestaltung des Verkehrssystems im grenzüberschreitenden, jedoch 
zusammenwachsenden Siedlungs- und Wirtschaftsraum der EUREGIO Salzburg 
– Bayern. 

Da die Raumordnung das Ausmaß der Verkehrserzeugung beeinflusst, kommt 
ihr dabei eine wesentliche Rolle zu. Durch eine Richtlinie (in Anlehnung an die 
Richtlinie für Immissionsschutz in der Raumordnung) sollte ein Verfahren nor-
miert werden, mit welchem nachvollziehbar die verkehrlichen Auswirkungen eines 
überörtlichen Großprojektes ermittelt und beurteilt werden können, besonders bei 
der Erstellung von Flächenwidmungsplänen, Umweltverträglichkeitsprüfungen, 
Standortverordnungen und Betriebsstättenbewilligungen.

Im Bereich des Tourismus ist das Konzept der sanften Mobilität weiter zu ver-
folgen. Dies führt zu einem vermehrten Einsatz von umweltfreundlichen Verkehrs-
arten im Ort und zu einer Steigerung der ÖV-Benützung für die An- und Abreise. 

Werfenweng und Bad Hofgastein sind zwei Gemeinden, welche ein derartiges Konzept
im Rahmen eines EU–Projektes umsetzen.

Diese im Landesmobilitätsprogramm 2002 aufgezeigten Schwerpunkte der Pro-
blemlösung sollen der Salzburger Landesregierung als Entscheidungshilfe dienen 
und sind als Investition in die Zukunft zu sehen. (bp)

Staurisiko auf Autobahn- und Bundesstraßenabschnitten 
Quelle:Salzburger Landesmobilitätskonzept 2002
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Problemfall Beherbergungsgroßbetrieb am 
Beispiel der Postalm
In den letzten Jahren wurde der Wunsch der Gemeinden laut, große Hotel-
betriebe als Leitbetriebe für den Fremdenverkehr anzusiedeln. Im Räumlichen 
Entwicklungskonzept sehr vieler Gemeinden finden sich Flächen, die dafür vor-
gesehen sind. In kaum einem Fall gibt es aber Konzepte bzw. Investoren, die 
konkret an der Errichtung eines solchen „Beherbergungsgroßbetriebes“ Interesse 
zeigen. Oft fehlt eine entsprechende Infrastruktur, die Probleme, die sich bei An-
siedlung eines Betriebes mit 500 Betten und mehr für die Landschaft ergeben, 
liegen auf der Hand. Eine landschaftsverträgliche Situierung dieser Großbetriebe 
in ländlichen Strukturen erscheint schwer möglich. Auch die Frage, ob Ableger 
großer Hotelketten tatsächlich den gewünschten Impuls für eine Region bringen, 
ist nicht eindeutig positiv zu beantworten. Nach dem Konzept dieser Hotelanlagen 
werden meist sämtliche Bedürfnisse der Gäste innerhalb des Hotels abgedeckt. 
Die örtlichen Betriebe können daher nur bedingt Nutzen davon ziehen.

Pläne für die Postalm
Auch für die Postalm gibt es Pläne der Gemeinden Abtenau und Strobl, Flächen 
für die Ansiedlung eines Beherbergungsgroßbetriebes umzuwidmen. Im März 
2003 fand dazu eine Besprechung statt, in der über den Wunsch der Gemeinde 
Abtenau nach einer Fläche von 3 ha diskutiert wurde. Im Gegenzug dazu möchte 
auch die Gemeinde Strobl eine Fläche im selben Ausmaß. Die Gemeinden konn-
ten sich bislang auf kein gemeinsames Projekt einigen. Einen Investor gibt es 
weder für das eine noch für das andere Hotel. Von der Landesumweltanwaltschaft 
wurde dazu in Übereinstimmung mit den zuständigen Fachbeamten folgende An-
sicht vertreten:

Die Postalm kann nur als ein Gebiet betrachtet werden, d.h. die Gemeinden Ab-
tenau und Strobl müssen gemeinsam ein Projekt entwickeln, das für die Postalm 
als Ganzes Sinn macht und Zukunftschancen hat. 6 Hektar gewidmetes Gebiet für 
Beherbergungsgroßbetriebe sind jedenfalls in diesem sensiblen Gebiet weder aus 
Raumordnungssicht noch aus Naturschutzsicht vorstellbar.

Bevor über genaue Flächengrößen diskutiert wird, ist es wichtig, ein sinnvolles 
Gesamtkonzept für die Postalm zu entwickeln, das auf seine Wirtschaftlichkeit 
hin überprüft wird. Zu hinterfragen wäre dabei u.a. wie viele Betten verträgt das 
Gebiet mit der derzeitigen Liftkapazität und hat ein Schigebiet in dieser geringen 
Höhenlage (ca. 1200 m) und mit den für Schifahrer eher unattraktiven Gelände-
verhältnissen überhaupt Zukunft? Zu prüfen ist auch die Frage, welche anderen 
Möglichkeiten der Positionierung als Fremdenverkehrsgebiet es für die Postalm 
gäbe (wäre etwa eine Schwerpunktsetzung auf intakte Natur zielführender als 
neue und größere Liftanlagen?). Großflächige Eingriffe in diese Landschaft sind 
jedenfalls nur auf Basis eines umsetzbaren Konzepts mit Zukunftsaussicht zu 
rechtfertigen. (mr)
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Bauen in Schigebieten unter Umgehung der 
Raumordnung
Sticht das Eisenbahnrecht die Raumordnung?
Anlässlich zweier Fälle in Obertauern war die LUA mit der Frage konfrontiert, wel-
che Bauten unter dem Titel „Eisenbahngebäude“ im Grünland errichtet werden 
dürfen. Und zwar entgegen den raumordnungsrechtlichen Bestimmungen. 

Anlassfall war der Umbau der alten Talstation „Zehnerkarbahn“ in Obertauern. 
Die Seilbahn „Zehnerkarbahn“ wurde im Sommer 2003 durch eine neue Bahn 
samt neuer Talstation ersetzt. Damit hat die alte Talstation ihre Funktion als Seil-
bahngebäude verloren und müsste entfernt werden. Dagegen wehren sich die 
Seilbahnbetreiber vehement, soll dieses Gebäude doch nach ihren Wünschen 
erweitert und zu einem touristischen Betrieb mit Gasthaus, Sportgeschäft und 
Zimmervermietung umfunktioniert werden. Diese Nutzung widerspricht aber der 
Flächenwidmung. Um diesem Problem auszuweichen, haben die Betreiber für 
das gesamte erweiterte Gebäude (erfolgreich) um eine Bewilligung als Eisenbahn-
gebäude angesucht. Es soll also ein touristischer Betrieb unter dem „Deckmantel“ 
Eisenbahngebäude außerhalb von Bauland errichtet werden. Dies stellt für die 
LUA eine Umgehung der Raumordnung dar. Gegen den Naturschutzbescheid, der 
diese Vorgangsweise für zulässig erachtet, wurde daher Berufung und in weiterer 
Folge Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof erhoben.

Der zweite Anlassfall mit ähnlicher Problematik betrifft ebenfalls Obertauern. Ein 
Talstationsgebäude für eine Sesselbahn soll umfangreich erweitert werden, unter 
anderem für die Errichtung von vier Personalzimmern. Das Gebäude befindet sich 
im Landschaftsschutzgebiet, gewidmet ist die Fläche als Grünland. 

Liftgebäude liegen oft in exponierter Lage und sollen sich daher möglichst unauf-
fällig in die Landschaft integrieren lassen. Werden nun auch Personalzimmer in 
diesen Bauten untergebracht, würde dies die Gebäude vergrößern und damit die 
Landschaft stärker belasten. Landesweit gesehen würde sich dieser Trend sehr 
negativ auf die Landschaft auswirken. Die LUA hat auch in diesem Fall gegen den 

Unter dem „Deckmantel“ Eisenbahngebäude werden in der alten Talstation Zehnerkarbahn Sportgeschäft, Restaurant 
und Wohnungen errichtet  Foto:mr
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naturschutzrechtlichen Bewilligungsbescheid berufen. 

Parallel zu den Behördenverfahren wurde von der LUA eine Expertenrunde initiiert,
die die Frage klären sollte, welche Funktion ein Liftgebäude im Grünland erfüllen 
darf bzw. die das Zusammenspiel von Raumordnung und Eisenbahnrecht disku-
tieren sollte. Von den Vertretern des Bau- und Raumordnungsrechts wird die 
aufgezeigte Entwicklung ebenfalls problematisch gesehen und soll diese Frage 
genauer geprüft werden. Die geschilderten Anlassfälle in Obertauern wurden von 
der Landesregierung aber dennoch im Sinne der Betreiber entschieden, womit der 
LUA nur der Weg zu den Höchstgerichten bleibt. (mr) 

Seilbahngondeln sind nur mehr Attrappe Foto:mr
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Aufgaben der LUA wachsen – bei gleich 
bleibendem Personalstand
Immer mehr Bundes- und Landesgesetze enthalten neue Aufgaben für die LUA, 
vor allem Parteistellungsrechte in verschiedenen Verwaltungsverfahren. So sind 
für die LUA seit 1998 (Inkrafttreten des LUA-G) Verfahrensrechte im AWG, 
Umweltmanagementgesetz, Salzburger Veranstaltungsgesetz, Flurverfassungs-
landesgesetz sowie im Salzburger Einforstungsrechtegesetz zu den schon be-
stehenden Aufgaben hinzu gekommen. Zudem wächst die Zahl der sehr zeit- und 
arbeitsintensiven Verfahren nach dem UVP-G 2000, in denen die LUA ebenso 
Parteistellung hat, ständig. Die nötige Umsetzung der Aarhus-Konvention und der 
Gemeinschaftsrichtlinie über Öffentlichkeitsbeteiligung lassen zusätzliche Auf-
gaben für die LUA erwarten. 

Bei allen positiven Nebeneffekten, die neue Aufgabenstellungen mit sich bringen, 
wie insbesondere ein breiter gefächertes Arbeitsfeld sowie mehr Mitspracherecht 
und damit verbunden eine stärkere Position der LUA, ist dennoch festzuhalten, 
dass das LUA-Team noch immer den Personalstand von 1998 aufweist und 
mittlerweile an die Grenzen seiner Kapazitäten stößt. Es fehlen auch geeignete 
Fachkräfte für die Begutachtung umwelttechnischer Gesetzes- und Verordnungs-
entwürfe des Bundes. Die LUA braucht dringend mehr Personal, um die ihr zu-
kommenden Aufgaben ordentlich bewältigen zu können, schließlich trägt sie auch 
Verantwortung für ihre Aufgabenerfüllung. 

Bei der Tagung „Die Beteiligung von NGOs an bestimmten umweltbezogenen Ge-
nehmigungsverfahren“ am 29.10.2003 im Umweltministerium brachte die LUA 
dieses Problem zur Sprache und forderte eine finanzielle Unterstützung seitens 
des Bundes, da immerhin viele der LUA-Aufgaben im Bundesrecht verankert sind. 
Es wurde uns zumindest zugesagt, die zuständigen Entscheidungsträger darauf 
aufmerksam zu machen und eine Diskussion darüber anzuregen.

Ein Ansuchen der LUA an den LAD in Salzburg um mehr Personal wurde hingegen 
umgehend mit der Begründung abgelehnt, dass „neu zuwachsende Aufgaben 
durch die Reduzierung bestehender zu erledigen“ seien. Dies würde bedeuten, 
dass der Schutz der Salzburger Natur, zu dessen Zweck die LUA ursprünglich ein-
gerichtet wurde, immer mehr in den Hintergrund gedrängt werden müsste. Eine 
solche Vorgehensweise wird die LUA keinesfalls akzeptieren, da sie dem klaren 
Willen des Gesetzgebers widersprechen würde und die Salzburger Natur nach wie 
vor eine Stimme braucht – die Stimme der LUA. (hr)
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Novelle der Salzburger Fischereiverordnung
Die mit 1. Jänner 2004 in Kraft getretene Fischereiverordnung für das Land Salz-
burg enthält einige Änderungen, die von der Landesumweltanwaltschaft im Be-
gutachtungsprozess kritisiert wurden. 

So wurden für die Seeforelle sowohl die Schonzeit als auch die Mindestlänge 
verkürzt. Das verkürzte Brittelmaß wurde offensichtlich an oberösterreichische 
Verhältnisse angepasst (Auskunft Fischereiinstitut Scharfling). Hier wäre jedoch 
zu prüfen gewesen, inwieweit diese Verhältnisse auf den gesamten Salzburger 
Raum zutreffen. 

Auch beim Seesaibling wurde die Schonzeit verkürzt. Sie endet nun vor Ende der 
Laichzeit. Informationen, die zu dieser Änderung führten, stammen laut den Er-
läuterungen lediglich aus dem Fuschl- und dem Wolfgangsee und treffen damit 
keinesfalls auf alle Salzburger Fischgewässer zu!

Für den Formenkreis Renken (Coregonus sp.) wurde ebenfalls die Schonzeit und 
die Mindestlänge verkürzt. Jedoch nur im Obertrumer- und in den Niedertrumer-
seen tritt die Geschlechtsreife dieser Fische bereits mit einer Länge von 20 cm 
ein!

Die Festlegung von Schonzeiten soll im allgemeinen eine ungestörte Fortpflanzung 
der Fische gewährleisten und verhindern, dass Fische, die während der Laichzeit 
ihren Sinn für Gefahr weitgehend verlieren, rücksichtslos und in zu großen Men-
gen gefangen werden. Daher müssen die festgesetzten Schonzeiten mit den Laich-
zeiten der Fische weitestgehend übereinstimmen. 

Laut §21 Abs. 2 des Salzburger Fischereigesetzes 2002, LGBl Nr. 81 kann die 
Landesregierung auf Antrag des Bewirtschafters für ein bestimmtes Fischwasser 
oder für bestimmte Teile davon mit Bescheid niedrigere als die allgemein gelten-
den Mindestlängen festsetzen, wenn dies wegen der besonderen fischereilichen 

Fischer am Fuschlsee Foto:1. Salzburger Tauchcenter/P. Pölzl
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Verhältnisse in diesem Gewässer (Hochgebirgssee udgl.) erforderlich erscheint. 
Nur wenn sich eine solche Festsetzung allgemein auf bestimmte Gewässerarten 
beziehen soll, hat sie durch Verordnung zu erfolgen! Die veränderten Verhältnisse 
betreffen im konkreten Fall nicht eine bestimmte Gewässerart, wie z.B. alle Salz-
burger Seen, sondern beziehen sich nur auf einzelne Gewässer, daher wäre eine 
Änderung der Fischereiverordnung im Hinblick auf geringere Mindestmaße nicht 
notwendig gewesen. Dieses Problem der vorschnellen Änderung der Fischerei-
verordnung wird nicht nur von der LUA erkannt, auch das Fischereiinstitut Scharfling
äußerte sich dazu kritisch. (dt)

Artgerechte Tierhaltung – Erfahrungen mit 
der Bewilligungspflicht
Mit der Novelle des Salzburger Veranstaltungsgesetzes ist für das Halten von Wild-
tieren eine behördliche Bewilligung erforderlich, wenn die Anlage für Besucher 
zugänglich ist. Diese Bewilligungspflicht für Zoos gilt ebenso für private Wildparks 
und Greifvogelschauen. Eine Geneh-
migung kann nur erteilt werden, wenn 
die Betriebe gewisse Voraussetzungen 
erfüllen: neben der artgerechten Hal-
tung sind auch eine ausreichende Be-
treuung und tiermedizinische Versor-
gung der Wildtiere zu gewährleisten. 
Die LUA hat in den Genehmigungs-
verfahren Parteistellung und setzt 
sich dafür ein, dass die Ansprüche 
der gehaltenen Wildtiere, etwa bei der 
Gehegegröße und Sozialstruktur, erfüllt 
werden. 

Mit einer ersten Bewilligung dieser 
Art war die LUA im Sommer 2003 be-
fasst: 

Nach einem Lokalaugenschein in ei-
nem privat geführten Wildpark wurde in 
Zusammenarbeit mit dem zuständigen 
Amtstierarzt ein Gutachten erstellt und 
Auflagen für die Bewilligung formuliert. 
Diese orientierten sich einerseits an Richtlinien für die artgerechte Haltung von 
Wildtieren in Menschenobhut als auch an den Vorgaben des § 17a Veranstaltungs-
stättenbewilligungsgesetz. 

Die festgestellten Mängel waren großteils geringfügig, jedoch in zwei Fällen stellte 
sich die momentane Tierhaltung als veraltet dar und war mit den Erkenntnissen 
der modernen Zootierhaltung nicht mehr in Einklang zu bringen. Es wurde dem 

Veraltete Haltungsbedingungen von Braunbären Foto:dt
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Betreiber per Bescheid die Neugestaltung bzw. vorübergehende Verbesserung der 
betroffenen Gehege innerhalb einer angemessenen Frist aufgetragen. 

Betont werden sollte, dass die Einhaltung dieser Auflagen die Voraussetzung für die 
Bewilligung der betroffenen Tierhaltungen ist. Eine Nicht-Einhaltung kann dazu 
führen, dass die betroffenen Tiere an Institutionen abgegeben werden müssen,
die finanziell und fachlich in der Lage sind, die Tiere artgerecht unterzubringen 
und auch willens sind, dies zu tun!

Bereits die erste Frist für die Vorlage von Verbesserungs- bzw. Neugestaltungs-
konzepten wurde vom Betreiber nicht eingehalten und die Auflagen der Behörde 
werden offensichtlich lediglich als Vorschläge angesehen.

Für die Umweltanwaltschaft zeugte dieses Verhalten von fehlender Ernsthaftigkeit, 
sowohl den Vorgaben der Behörde gegenüber, als auch gegenüber dem Wohle der 
Tiere, die sich in der Obhut des Wildparkes befinden. Nicht-akzeptable, nicht-
artentsprechende Unterbringung von Tieren bedarf einer sofortigen Lösung, ein 
Aufschub, aus welchen Gründen auch immer, ist nicht zu akzeptieren! Jeder, der 
Wildtiere halten möchte, um sie zur Schau zu stellen, einen Beitrag zur Umwelt-
bildung der Mitmenschen zu leisten, oder um sie nur zu pflegen, muss sich dar-
über im Klaren sein, dass dies nur möglich und akzeptabel ist, wenn sowohl der 
Wille, als auch die Möglichkeiten vorhanden sind, die Tiere in der Weise unter-
zubringen, die ihrer Art entspricht und bestmöglich ihr körperliches und seelisches
Wohl fördert. 

Nicht jeder Zoo oder Wildpark kann und darf jede Tierart zur Schau stellen, die 
sich gut vermarkten lässt! 

Die Bewilligungspflicht ermöglicht nun endlich ein Eingreifen der Behörde, um 
Missstände, die vielerorts schon seit Jahrzehnten vorherrschen, zu unterbinden 
und den Betreibern von Tierhaltungen vor Augen zu führen, welche Verantwortung 
die Pflege von Tieren in menschlicher Obhut mit sich bringt. Ignoranz oder fehlende
Ernsthaftigkeit sind hier fehl am Platz! (dt)

Novelle zum Salzburger 
Ortsbildschutzgesetz
Bewilligungspflicht für Handymasten im Gewerbegebiet
Im Herbst 2002 wurde eine Novelle zum Salzburger Ortsbildschutzgesetz beschlos-
sen. Darin wurde eine Bewilligungspflicht für Mobilfunksendemasten im Gewerbe-
oder Industriegebiet festgelegt, wenn der Abstand zu Wohnhäusern 50 m oder 
weniger beträgt (bislang waren Handymasten im Gewerbegebiet bewilligungsfrei). 
Diese Neuregelung wurde von der LUA grundsätzlich begrüßt und als sinnvoll und 
wichtig erachtet. Es hat sich in der Vergangenheit mehrmals gezeigt, dass auch 
ein Handymast in einem Gewerbe- oder Industriegebiet eine störende Wirkung auf 
das Ortsbild haben kann. Es ist daher sinnvoll, die bisher generelle Bewilligungs-
freiheit in Gewerbe- und Industriegebieten einzuschränken. Die neue Regelung 



Tätigkeitsbericht 2002/2003

78

Recht

79

wurde aber insofern kritisiert, als es fraglich erscheint, ob ein Mindestabstand von 
50 m ausreichend ist. Im Hinblick auf die Höhe von Handymasten ist ein Abstand 
von 50 m kein Garant für eine landschaftsverträgliche Situierung. Abgesehen da-
von, dass starre Grenzziehungen generell problematisch sind (jeder Fall ist anders 
zu beurteilen), erschiene zumindest ein Abstand von 100 m zielführender. (mr) 

Novelle zum Raumordnungsgesetz
Im Herbst 2003 wurde im Landtag ein neues Raumordnungsgesetz beschlossen. 
Dieses soll einerseits Richtlinien der Europäischen Union umsetzen, wie etwa die 
Verpflichtung, Flächenwidmungspläne und Entwicklungsprogramme einer Umwelt-
prüfung zu unterziehen. Die Novelle enthält aber auch Regelungen, die ursprüng-
lich restriktive Bestimmungen aufweichen würden. 

Von der LUA wurden in einer Stellungnahme dazu folgende Punkte kritisiert:

Aufweichung der Beschränkungen für Bauten im Grünland
Die Novelle enthält verschiedene Regelungen, die Bauten im Grünland in Zukunft 
begünstigen. So dürfen bestehende Bauten im Grünland auf 300 m² erweitert 
werden, anstatt wie bisher auf 250 m². Dies begünstigt eine Intensivierung der 
Verbauung in landschaftlich sensiblen Lagen. Kleinere Wohnhäuser an Seeufern 
können ohne Einschränkung zu großen Häusern ausgebaut werden. 

Einzelbewilligungen für Neubauten im Grünland können ebenfalls für bis zu 
300 m² große Bauten (anstatt 250 m²) erteilt werden. Vom ursprünglich an-
gestrebten Ziel der Raumordnungspolitik, Neubauten im Grünland möglichst res-
triktiv zu behandeln, wird damit gänzlich abgewichen. 

Landwirtschaftliche Austraghäuser dürfen in Zukunft für betriebliche Nutzungen 
verwendet werden. Die Verbauung von Baulücken ist derzeit ausnahmsweise ge-
stattet. Sie soll nun generell möglich sein.

Landesregierung verliert Kontrollfunktion über 
Einzelbewilligungen 
Das im Hinblick auf Zersiedelung und Zerstörung des Landschaftsbildes heikle 
Instrument Einzelbewilligung wird von der Gemeinde erteilt. Die Landesregierung 
hatte bisher eine Kontrollfunktion darüber, da nur sie einen Überblick über die 
gesamte Entwicklung der Raumordnung auf Landesebene hat. Diese Kontroll-
möglichkeit wird nun zugunsten einer Verwaltungsvereinfachung geopfert. Auch 
das wird von der LUA abgelehnt. Im Sinne einer Qualitätssicherung sollte die 
letzte Entscheidung über Einzelbewilligungen weiterhin bei der Landesregierung 
liegen.

All diese Bestimmungen untergraben die Zielsetzung, Zersiedelungen zu ver-
meiden und Bauten im Grünland restriktiv zu behandeln. Instrumentarien wie 
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die Einzelbewilligung für Bauten im Grünland unterstützen Zersiedelungsprozesse 
bzw. eine Intensivierung der Verbauung in exponierten Lagen. Diese Aufweichung 
wird von der LUA abgelehnt. Es sollte stattdessen dafür Sorge getragen werden, 
dass Bauten im Grünland die Ausnahme bleiben und stärker Aspekte wie das 
Landschaftsbild berücksichtigt werden. Diesen Ansprüchen wird die Novelle in 
keiner Weise gerecht. 

Der heikelste Punkt der Novelle, Verträglichkeitsprüfungen in Europaschutz-
gebieten in Zukunft ohne Naturschutz und LUA durchzuführen, konnte in der 
Begutachtungsphase verhindert werden. (mr)

Abänderungen der
Landschaftsschutzverordnungen
Im Herbst 2003 wurden sämtliche Landschaftsschutzverordnungen abgeändert. 
Ziel dieser Novelle war zum einen, den Schutzzweck der einzelnen Verordnungen 
zu konkretisieren. Zum anderen wurden die Grenzen der Schutzgebiete abge-
ändert. Verbaute Siedlungsbereiche wurden aus den Landschaftsschutzgebieten 
herausgenommen. Dieser Abänderung ging ein langes Begutachtungsverfahren 

Private Tierhaltung im Landschaftsschutzgebiet Leopoldskron Foto:dt
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voraus. Von der LUA wurden dabei folgende Anregungen und Kritikpunkte vorge-
bracht:

• Viele Landschaftsschutzgebiete unterliegen einem großen Nutzungsdruck. 
Generelles Ziel sollte daher das Erhalten der unbesiedelten Bereiche sein und 
das Verhindern einer Nutzungsintensivierung.

• Als Schutzziel wird in den überarbeiteten Schutzverordnungen oft nur der Be-
griff besondere landschaftliche Schönheit aufgenommen, ohne diesen Begriff 
mit Inhalt zu füllen. Es wäre aber gerade Sinn der Überarbeitung, die im Natur-
schutzgesetz zitierten gesetzlichen Voraussetzungen für eine Ausweisung mit 
konkreten Inhalten zu füllen und nicht nur Begriffe aus dem Gesetz zu über-
nehmen. Es wäre unbedingt erforderlich, die charakteristischen Merkmale der 
jeweiligen Gebiete herauszuarbeiten. Dies würde die Vollziehung des Natur-
schutzgesetzes in Landschaftsschutzgebieten beträchtlich erleichtern.

• In den Zielsetzungen bleiben ökologische Aspekte völlig unberücksichtigt. 
Voraussetzung für eine Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet ist zwar die 
besondere landschaftliche Schönheit und die Bedeutung für die Erholung 
als charakteristische Naturlandschaft oder naturnahe Kulturlandschaft. Die-
se landschaftliche Schönheit kann in vielen Fällen ausschließlich durch die 
Erhaltung der ökologischen Funktionsfähigkeit eines Lebensraumes aufrecht-
erhalten werden. Anders formuliert, es kann die Erhaltung der ökologischen 
Funktionsfähigkeit eines bestimmten Ökosystems zwingende Voraussetzung 
für das Bestehen und Beibehalten der Schönheit und der Erholungswirkung 
einer Landschaft sein.

 Es ist daher bei manchen Schutzgebieten notwendig, dass in die Zielsetzung 
auch das Erhalten der ökologischen Funktionsfähigkeit aufgenommen wird. 

 Als Beispiel soll das Leopoldskroner Moor angeführt werden, wo das Vorhan-
densein von ausgedehnten Moorflächen das Landschaftsbild prägt. Die Moor-
flächen in ihrer Eigenart bewirken jene charakteristische Naturlandschaft, die 
Tatbestandsmerkmal für eine Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet ist. 
Anlassfälle zeigen, dass auch Eingriffe in den Naturhaushalt das gesamte Er-
scheinungsbild des Schutzgebietes verändern können. 

• In vielen Gebieten werden geschlossene Ortschaften aus den Landschafts-
schutzgebieten herausgenommen. Dies führt zu einer Verkleinerung der Flä-
che. Es ist hier zu prüfen, ob ein Flächenausgleich erforderlich ist und wie die-
ser stattfinden könnte. Die Vorgangsweise ist generell kritisch zu hinterfragen. 
Es ist offensichtlich in der Vergangenheit in vielen Fällen nicht gelungen, 
diese besonders geschützten Bereiche in ihrer ursprünglichen Schönheit zu be-
wahren und sie vor einer Verbauung zu schützen. Nun sollen diese Säumnisse 
nachträglich saniert werden. Aus Sicht des Landschaftsschutzes ist dies eine 
äußerst unbefriedigende Vorgangsweise. (mr)
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Geplantes BTSchG bringt keine 
Verbesserung für die Tiere
Von der Bundesregierung lange versprochen, lag Ende 2003 endlich ein Entwurf 
für ein bundesweites Tierschutzgesetz (BTSchG) zur Begutachtung auf. Die LUA 
nahm die Gelegenheit wahr, zu diesem Entwurf eine Stellungnahme abzugeben, 
zumal sich dieser bei näherer Betrachtung als unzureichend für einen fortschritt-
lichen, effektiven Tierschutz und als weit unter dem Salzburger Standard liegend 
herausstellte. 

Wie zu erwarten, konnten sich die Verantwortlichen nicht dazu durchringen, den 
Tierschutz in Verfassungsrang zu erheben. Das ebenso fehlende wie aus Tier-
schutzsicht dringend notwendige Verbot des Schächtens von Tieren könnte aber 
nur auf diesem Weg verfassungskonform normiert werden. Ebenso wenig sind 
nachstehende Verbote im Entwurf enthalten und wurden von der LUA daher ge-
fordert: ein Verbot der Käfighennenhaltung, des Fangens und Haltens von wild 
lebenden Singvögeln, der Verwendung von lebenden Ködertieren und anderen 
als Lebendfallen. Weitere Hauptforderungen der LUA sind die Einrichtung einer 
unabhängigen und weisungsfreien Tieranwaltschaft, die gesetzliche Normierung 
des Tiergerechtheitsindexes sowie die Widmung eingehobener Strafgelder für Tier-
schutzzwecke. Besonders kritisch ist zudem, dass trotz der vielen Verordnungser-
mächtigungen im BTSchG-Entwurf die entsprechenden Verordnungsentwürfe nicht 

„Glückliche Schweine“ - ein Bild mit Seltenheitswert Foto:hr
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gleichzeitig in Begutachtung gingen und dem Schutz der Nutztiere allgemein zu 
wenig Raum gewidmet wurde. 

Die LUA fordert die Politik auf, endlich ihre Verantwortung gegenüber den Tieren 
und nicht zuletzt auch gegenüber den mehr als 450.000 Österreicherinnen und 
Österreichern, die 1996 das Tierschutzvolksbegehren unterzeichnet haben, wahr 
und ernst zu nehmen und ein vorbildliches, bundesweites Tierschutzgesetz zu 
erlassen. Der derzeitige Entwurf ist nicht mehr als ein Feigenblatt, das der Bevöl-
kerung ein Tun suggerieren soll und dabei doch nur wieder allzu sehr den Inter-
essen von Landwirtschaft und Co. Rechnung trägt. (hr)
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LUA betreut ungarische Gaststudentin
Immer wieder wenden sich Studentinnen und Studenten mit verschiedensten 
Fragen aus dem Umweltbereich an die LUA. Studierende bei ihrer Arbeit zu unter-
stützen und ihnen gleichzeitig auch die Position der LUA näher zu bringen, ist 
zwar eine mitunter zeitaufwändige, aber auch eine sehr reizvolle Aufgabe. Vieles 

lässt sich schriftlich oder telefonisch klären, manche Dinge sind jedoch besser 
im persönlichen Kontakt zu klären. So geschehen im April 2003. Auf Vermittlung 
von Univ.-Prof. Dr. Ewald Wiederin wurde Viola Ujvari, Studentin an der Landwirt-
schaftlichen Universität in Gödöllo/Ungarn und vorübergehend Gaststudentin am 
Institut für Verfassungs- und Verwaltungsrecht in Salzburg, in die LUA eingeladen. 
Das Interesse von Frau Ujvari galt zum einen der LUA selbst, da es vergleichbare 
Einrichtungen in Ungarn nicht gibt, sowie dem Stand des Tierschutzrechts in 
Österreich. Zum anderen benötigte sie für ihr Studium Informationen über das 

Natürliche Verjüngung des Waldes Foto:hr
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österreichische Forst- und das Nationalparkwesen. 

Um die Theorie mit der Praxis zu verbinden, verlegten wir den „Unterrichtsort“ ins 
Freie und machten mit Frau Ujvari einen Lokalaugenschein bei einer vor längerer 
Zeit verhandelten und mittlerweile gut in die Landschaft integrierten Forststraße 

in Grödig. Am nächsten Tag veranstalteten wir eine Exkursion nach St. Martin bei 
Lofer, wo Forstdirektor Hans Sleik, der sich spontan zur Verfügung gestellt hatte, 
bei einer Wanderung durch Teile des Gebietes der Bayerischen Saalforste einen 
interessanten und informativen Einblick in naturnahe Waldbewirtschaftung gab. 
Vor ihrer Rückreise nach Ungarn organisierten wir für „unsere“ Studentin schließ-
lich einen Gesprächstermin mit Nationalparkdirektor Harald Kremser, bei dem sie 
insbesondere Fragen über die Finanzierung und das etwaige Konfliktpotenzial mit 
Grundeigentümern im Nationalpark Hohe Tauern klären konnte. Unser Dank gilt 
DI Sleik und DI Kremser für ihre Zeit und ihre Unterstützung. (hr)

Kooperation mit der Juridischen Fakultät

Die Betreuung von Studenten – wie im vorhergehenden Artikel dargestellt – ist kein 
Einzelfall. Seit Jahren besteht eine sehr gute Zusammenarbeit zwischen dem Insti-
tut für Verfassungs- und Verwaltungsrecht der Juridischen Fakultät in Salzburg 
und der LUA, vertreten durch Dr. Heike Randl – selbst ehemalige Assistentin des 
Instituts. Die Kooperation reicht vom gegenseitigen Informations- und Erfahrungs-
austausch über die Vermittlung von Studierenden bis hin zur Einbindung der LUA 
in den Lehrbetrieb. 

So war die LUA nun bereits zum zweiten Mal Mitgestalterin der Vorlesung „Öffent-
liches Umweltrecht“ von Univ.-Prof. Dr. Ewald Wiederin. Die im Wintersemester 

Forstdirektor Hans Sleik weist auf im Gebiet der Bayrischen Saalforste vorkommenden Liaskalk hin Foto:hr
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2003/2004 durchgeführte Vorlesung für Diplomanden und Dissertanten war in 
Absprache mit der LUA so angelegt, dass die Studierenden vom Veranstaltungs-
leiter schwerpunktmäßig in das UVP-, Naturschutz- und Bergrecht eingewiesen 
wurden, um darauf aufbauend einen aktuellen Fall – nämlich das UVP-Verfahren 
Diabas Saalfelden – in der LUA zu besprechen. Bei diesem dreistündigen Termin 
in der LUA erläuterte Frau Dr. Randl den Studierenden nach einer kurzen Dar-
stellung der Organisation und Aufgaben der LUA den Ablauf eines UVP-Verfahrens 
anhand des konkreten Diabasabbau-Vorhabens und brachte ihnen dabei die prak-
tischen Probleme beim Vollzug des UVP-G näher. Die Studierenden nützten die 
Möglichkeit, Fragen zu stellen, sodass eine anregende Diskussion zustande kam. 
Höhepunkt und gleichzeitig Abschluss der Umweltrechtsvorlesung war für die 
Studierenden schließlich die Teilnahme an der mündlichen Verhandlung im UVP-
Verfahren Diabas Saalfelden, bei der sie den Rückmeldungen zufolge viele inter-
essante Eindrücke gewinnen konnten. 

Derartig konzipierte Lehrveranstaltungen schaffen die für das spätere Berufsle-
ben notwendige Verbindung der Theorie mit der Praxis und sollten verstärkt an-
geboten werden. Den Vorwurf des fehlenden bzw. nur rudimentär vorhandenen 
Praxisbezugs müssen sich die Universitäten nach wie vor gefallen lassen und 
vor allem Jus-Studentinnen und Studenten werden im Laufe ihres Studiums von 
Exkursionen und sonstigen Uni-Aktivitäten außerhalb des Hörsaals nicht gerade 
verwöhnt. Die Zusammenarbeit der LUA mit der Juridischen Fakultät ist Gewinn 
bringend für beide Seiten und wird daher auch in Hinkunft eine wichtige Rolle in 
der Tätigkeit der LUA spielen. (hr)
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Eingriff und Ausgleich im Land Salzburg 
(§§ 3a und 51 NSchG)
Ein Leitfaden basierend auf der Erfahrung zahlreicher Naturschutzverfahren
Seit 1993 wird die „Ausgleichsregelung“ des Salzburger Naturschutzgesetzes 
angewandt. Hintergrund dieser Regelung ist die Notwendigkeit, Eingriffe in das 
nicht vermehrbare Gut „Natur“ zu kompensieren, bzw. durch aktive Maßnahmen 
Eingriffe wieder gut zu machen. 

Bei der Anwendung der Ausgleichsreglung hat sich jedoch gezeigt, dass die Be-
wertung und die damit verbundene Kompensation eines Natureingriffes große Pro-
bleme verursacht. Der Vorwurf der Käuflichkeit steht im Raum. Daher ist es umso 
wichtiger, landesweit nachvollziehbare und einheitliche Bewertungsregeln, sowohl 
für den Eingriff, als auch für den Ersatz oder Ausgleich zu schaffen.

In Anlehnung an die Erfahrungen in Deutschland (dort werden seit Jahren der-
artige Bewertungen durchgeführt) entwickelte die LUA gemeinsam mit dem Büro 
REGIOPLAN INGENIEURE ein Modell.

Das Bewertungsverfahren basiert auf einer Einstufung der auf der Fläche vor-
handenen Biotoptypen in eine von vier Bewertungsklassen. Der Gesamtwert einer
Fläche wird anhand der Flächengröße und der dazu gehörenden Wertstufe er-
mittelt. Das Verfahren ermöglicht einen einfachen „Vorher/Nachher Vergleich“. 
Ob ein Eingriff ausgeglichen ist, wird durch Gegenüberstellung des Vorher- und 
Nachherwertes geprüft.

Das Verfahren ist so angelegt, dass es im Regelfall anwendbar ist. Eingriffe, die 
dadurch nicht ausreichend erfasst werden können (z.B. Landschaftsbild), müssen 
einer Einzelfallbewertung unterzogen werden. Die Erfassung eines bestimmten 
Landschaftsbildes ist ungleich schwieriger und komplexer.

Am 28.10.2002 wurde von der LUA ein Round table im Techno Z zum § 51 
NSchG für alle Naturschutzbehördenvertreter und den zuständigen Landesrat 
veranstaltet. Es herrschte reges Interesse an den vorgestellten Lösungsansätzen, 
wobei auch die Schwachpunkte der Bewertung aufgezeigt wurden.

Mittlerweile (2004) wird von der Naturschutzabteilung des Landes eine Ergän-
zung ausgearbeitet, welche die Problematik der Landschaftsbildbewertung zu lö-
sen versucht.

Landschaftsästhetische Fragen sind sehr schwierig zu reglementieren, sollten je-
doch in Anlehnung an das Modell der LUA möglich werden. Bei Vorliegen einer 
allumfassenden Richtlinie für die Anwendung der Ausgleichsregelung wird auch 
der Vorwurf der Willkür endgültig vom Tisch sein.

Interessanterweise wurde im gleichen Zeitraum an der Universität für Bodenkultur 
eine Diplomarbeit verfasst, welche eben diese Ausgleichsproblematik zum Inhalt 
hatte. Die LUA war hier beratend tätig und konnte wertvolle Hinweise liefern.
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Auf Grund der großen Erfahrung mit der Rechtsmaterie „Ausgleich“ konnte die 
LUA einen wichtigen Beitrag zur Lösung des „Käuflichkeitsvorwurfes“ im Salz-
burger Naturschutzverfahren leisten. (bp)

Vergleichende Studie Abfallrecht in Bayern 
und Salzburg
Im Auftrag der Landesumweltanwaltschaft Salzburg und der Arbeiterkammer Salz-
burg wurde eine vergleichende, abfallrechtliche Darstellung für das Gebiet der 
EuRegio (Salzburg, Traunstein, Berchtesgaden) erstellt. Sie gibt einen Überblick 
über bestehende

• abfallrechtliche Rahmenbedingungen

• abfallwirtschaftliche Organisationsstrukturen

• Bereiche des grenzüberschreitenden Austausches von abfallwirtschaftlichen 
Leistungen

• qualitative Entsorgungsstandards zu ausgewählten Abfallströmen

• Maßnahmen zur Verhinderung von Ökodumping bei der grenzüberschreiten-
den Abfallverbringung einschließlich Ansätze zur Umsetzung von Entsorgungs-
autarkie und Prinzip der Nähe.

Ziel der Studie ist es, Kooperationsmöglichkeiten im Interesse von Umweltschutz 
und Kostenminimierung für Bürgerinnen und Bürger auszuloten. Es werden relevante
Aspekte aufgezeigt und Empfehlungen für kurz- und mittelfristige Maßnahmen 
formuliert. 

Inhalt:

• Grundlagen

• abfallwirtschaftlicher Hintergrund

• rechtliche Rahmenbedingungen

• behördliche und abfallwirtschaftliche Organisation

• Umweltanforderungen

• kommunale Abfallwirtschaft näher betrachtet

• Abfallaufkommen

• Austausch von Leistungen im kommunalen Bereich

• Empfehlungen

Die Studie kann von der Homepage der LUA kostenlos runtergeladen werden. 
(ww)
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Tagungen

2002
• 12.04. „Der Klimawandel und die Auswirkungen auf den Alpenraum“, Neu-

kirchen am Großvenediger/Kammerlanderstall, Teilnahme: hr

• 28.09. Salzburger Tierschutzkongress, Teilnahme: hr

• 04./05.11. Konferenz der UmweltanwältInnen, Kefermarkt/Schloss Weinberg, 
Teilnahme: ww

• 16.01. Schutzwaldtagung in Salzburg, Teilnahme: bp

• 18.10. Rohstofftagung im Lehrbauhof Salzburg, Teilnahme: bp

2003
• 16./17.10. „Die Zukunft der Jagd“, Nationalparkakademie Hohe Tauern, 

Matrei i. O., Teilnahme: dt

• 28.10. Schutzwaldtagung in Kleßheim, Teilnahme: bp

• 29.10. „Umwelt für Menschen – Menschen für die Umwelt. Die Beteiligung 
von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) an bestimmten umweltbezogenen 
Genehmigungsverfahren“, Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft, Wien, Teilnahme: hr

• 27.11. „Lebensraumvernetzung für Wildtiere? Raumplanung, Ökologie und Ver-
kehrsplanung suchen Wege“, WWF, Umweltbundesamt, ÖBf, ASFiNAG, Österr.
Jägerschaft, Wirtschaftskammer Salzburg, Teilnahme: dt

Fortbildung

2002
• 20.02.-01.03. „Access für AnwenderInnen“, Kurs der Salzburger Verwaltungs-

akademie, Teilnahme: hr

• 16.04. „Teamcoaching“, Brunauer Zentrum, Teilnahme: LUA Team

• 05.11.-14.11. „PowerPoint“, Kurs der Salzburger Verwaltungsakademie, Teil-
nahme: hr

• 21./22.11. Seminar „Moorrenaturierung“, ANL, Teilnahme: sw
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Vortragstätigkeit

2003
• 19.03. „Erfahrungen mit der UVP in Salzburg“, Salzburger Verwaltungs-

akademie, Teilnahme: ww

• 11.04. „Vom Kampf gegen das Wasser mit den ersten Verbauungen bis zum 
Leben mit der Salzach“, Nationalparkakademie, Salzburg, Teilnahme: ww

Besuch im Nationalpark Neusiedler See - 
Seewinkel
Ende September 2003 veranstaltete die LUA einen zweitägigen Betriebsausflug in 
den Nationalpark Neusiedler See – Seewinkel. Unser erstes Ziel war die Biologische 
Station in der Nationalparkgemeinde Illmitz, wo wir bereits von Bürgermeister Josef
Loos, Franz Haider von der Nationalparkverwaltung sowie den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Station erwartet wurden. Bei der anschließenden Ausfahrt 
am Neusiedler See mit dem stationseigenen Boot konnten wir uns nicht nur von 
der Bedrohung des Schilfgürtels durch die unzähligen Bootshütten, sondern auch 
von der trockenheitsbedingten geringen Tiefe des Sees von weniger als einem Me-
ter überzeugen. 

Am nächsten Tag führte uns, ausgehend vom idyllisch gelegenen Gebäude der 
Nationalparkverwaltung, eine Erkundungstour ins Herz des Nationalparks, wo sich 
besonders an den so genannten Salzlacken die Folgen des niederschlagsarmen 
Sommers zeigten. Die meisten Lacken waren ausgetrocknet, sodass wir einen 
ausgezeichneten Eindruck der in Österreich einzigartigen Salz-Spezialisten unter
den Pflanzenarten, wie etwa Salzkresse, Strand-Salzmelde und die blühende Salz-
aster, bekamen. An den wenigen Wasserstellen ließen sich Löffler, Graureiher, 

Ausflug mit dem Boot der Biologischen Station Illmitz Foto:hr
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verschiedene Entenarten und vereinzelt Wasserläufer beobachten. Unser Begleiter 
durch den Nationalpark, Franz Haider, informierte uns umfassend über die Ent-
stehung des Nationalparks, die Koexistenz von Schutzflächen und Weinbaugebieten 
und das ausgeklügelte Flächenmanagement. Dieses beinhaltet u.a. die Beweidung 
traditioneller Hutweideflächen mit Graurindern, Wasserbüffeln, Przewalsky-Pferden
und Weißen Eseln. Ein Beitrag zum Erhalt alter Haustierrassen ist auch die 
Zucht von Mangaliza-Schweinen, deren artgerechte Freilandhaltung in Familien-
verbänden vorbildlich ist. Den Abschluss unseres Fortbildungsprogramms bildeten 
ein mit einer Filmvorführung über den Nationalpark kombinierter Besuch im 1996 

Idyllisches Plätzchen der Nationalparkverwaltung Foto:hr

Löffler und Graureiher an einer der wenigen Wasserstellen Foto:hr
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eröffneten Informationszentrum sowie ein kurzes Zusammentreffen mit Umwelt-
anwalt Hermann Frühstück. 

Die hervorragende Betreuung und die ausgesprochene Herzlichkeit, der wir im 
Burgenland begegneten, machten den Betriebsausflug zu einem ganz besonderen 
Erlebnis. (hr)

Weiße Esel Foto:hr

Natürliche Landschaftspfleger Foto:hr
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Weitere Öffentlichkeitsarbeit 

LUA-Homepage neu
Im letzten Tätigkeitsbericht konnte die LUA stolz ihren ersten Auftritt im Internet 
präsentieren, denn seit Mitte 2001 ist die LUA darin mit einer eigenen Homepage 
vertreten. Seither konnten genügend Erfahrungen zur Optimierung der Homepage ge-
sammelt werden und nicht zuletzt bot sich eine optische Überarbeitung der „alten“
Homepage auch aufgrund der Erfordernisse unseres schnelllebigen Internet-
zeitalters an. Ab Mitte 2003 wurde daher an einer neuen Version getüftelt und 
gefeilt mit dem Ziel, die LUA-Homepage noch übersichtlicher zu gestalten, mehr 
Serviceleistungen anzubieten (so wurde z.B. die Anzahl der möglichen Down-
loads erhöht) sowie ein moderneres Layout zu schaffen. Die neue Version ist seit 
04.02.2004 online, Zugriffe auf http://www.lua-sbg.at sind erwünscht und will-
kommen. Die Rückmeldungen waren bisher durchwegs positiv. Freilich sind wir 
auch weiterhin bemüht, unser Informationsangebot ständig zu erweitern. (hr)

Publikationen
Ein fixer Bestandteil unserer Öffentlichkeitsarbeit sind seit vielen Jahren die LUA-
Notizen, die quartalsmäßig erscheinen und über aktuelle Ereignisse und Aktivi-
täten der LUA berichten. Auch hier wurde das optische Erscheinungsbild im Laufe 
der Zeit verändert und modernisiert. Seit der Ausgabe 3/02 ist das Layout nun ein-
heitlich und die Farbe des Drucks wechselt je nach Jahreszeit. Auf der Homepage 
stehen die LUA-Notizen als pdf-Download mit Farbfotos zur Verfügung. 

Neben den LUA-Notizen hat die LUA im Berichtszeitraum 2002/2003 den Tätig-
keitsbericht 2000/2001 sowie den Leitfaden „Eingriff und Ausgleich im Land 

Modernste Technologie zugunsten nachhaltiger Energiegewinnung im Informationszentrum Foto:hr

http://www.lua-sbg.at
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Salzburg“ (siehe dazu den Artikel von bp) veröffentlicht. Der Leitfaden kann ein-
schließlich der dazu gehörigen Tabellen und des Salzburger Naturschutzgesetzes 
auf unserer Homepage heruntergeladen werden. 

Zusätzlich hat die LUA für folgende Publikationen Druckkostenbeiträge geleistet: 

• Die Helle Not. Künstliche Lichtquellen – ein unterschätztes Naturschutz-
problem. Die Broschüre wurde von den Umweltanwaltschaften Tirols und 
Wiens herausgegeben, Download auf unserer Homepage möglich.

• Randl, Der Schutz von Tieren beim Transport, Caspar/Harrer (Hrsg), Das Recht 
der Tiere und der Landwirtschaft, Band 3, Nomos Verlagsgesellschaft, 241
Seiten, im Fachbuchhandel erhältlich.

(hr)

Pressekonferenzen
Im Berichtszeitraum hat die LUA folgende Pressekonferenz veranstaltet bzw. dar-
an teilgenommen:

• Pressekonferenz am 21.Februar 2003 zum Thema „Präsentation der VCÖ-
Studie: Gefährdung des Wassers durch Verkehr und Transport“ gemeinsam mit 
VCÖ-Salzburg (Salzburg)

Bürgerbeiräte
Die LUA ist in folgenden Bürgerbeiräten vertreten:

• Gasteinertal

• Leube

• MDF-Hallein

• Stadion

• TAB-Zederhaus

Jour fixe in den Bezirken
Jeden letzten Montag im Monat findet in der jeweils zuständigen Abteilung der BH 
Hallein, Salzburg-Umgebung, St. Johann, Tamsweg und Zell am See ein Treffen 
mit einem/r Vertreter/in der LUA statt.

Dabei werden sowohl beantragte Vorhaben als auch laufende Verfahren be-
sprochen. Jeder, der ein Anliegen an die LUA hat, kann zu diesen Terminen in 
„seiner“ BH erscheinen und mit uns in direkten Kontakt treten. 
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Perspektiven für die nächsten Jahre
Die Aufgabenschwerpunkte der Landesumweltanwaltschaft Salzburg in den 
nächsten Jahren sind weitgehend vorbestimmt, denn  die gesetzlich vorgegebenen 
Aufgaben nehmen weiter zu. Abfallwirtschaftsgesetz, Umweltmanagementgesetz, 
Veranstaltungsgesetz, Flurverfassungsgesetz, Strategische Umweltprüfung und 
Aarhus Konvention sind die neu hinzugekommenen Themenbereiche.

Große Verkehrsprojekte wie der Neubau der HL-Strecke Gasteinertal, der Neubau 
der Tunnel auf der A10 mit den dazugehörenden notwendigen Umweltsanierungs-
maßnahmen, der Neubau HL-Strecke Attnang Puchheim - Salzburg, diverse Auto-
bahnanschluss-Stellen und Ortsumfahrungen sind geplant.

Im Energiesektor wird die UVP-Pflicht mehrerer Pumpspeicherkraftwerke und 
Heizkraftwerke geprüft, das UVP-Verfahren für 400 kV-Leitung durch Salzburg 
wird begonnen.

Golfplätze erleben in Salzburg einen wahren Boom, oft in sensiblen naturnahen 
Gebieten oder in hochwertigen Kulturlandschaften. Auch neue Schipisten und Be-
schneiungsanlagen werden weiterhin geplant.

Verfahren für mehrere Steinbrüche sowie ein Gesamtkonzept und Sanierung des 
Schotterabbaugebietes Sulzau sind, zum Teil als UVP-Verfahren, gestartet.

Strategische Umweltprüfungen für Programme und Pläne (SUP) werden ab Mitte 
2004 EU-weit vorgeschrieben.

Die Erhebung und Bewertung der bedeutendsten Klammen Salzburgs läuft der-
zeit.

Restwasservorschreibungen für die über 270 durch Kraftwerksnutzungen trocken-
fallenden Bäche in Salzburg und die Sanierung der Salzach durch Fischaufstiegs-
hilfen und Renaturierung sind ehrgeizige Vorhaben.

Gleichzeitig werden wir weiterhin Bürger, Gemeinden und Politiker informieren, 
unterstützen und beraten, Umweltverträglichkeitserklärungen durcharbeiten und 
Naturschutzverfahren betreuen.

Dr. Wolfgang Wiener
Landesumweltanwalt von Salzburg April 2004
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